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Bevor die nächste Blase platzt
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In EU und Euroraum erleben wir wie der neoliberale, finanzgetriebene Kapitalismus einfach so weitermacht wie bisher. Was eine linke Antwort ist, kann als umstritten gelten: Rckzug in den nationalstaatlich organisierten Kapitalismus oder eine solidarische und demokratisierte Wirtschaftsordnung in Europa?




Gretchenfrage

Sag mir, wie hältst Du es mit den Niedrigzinsen
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Zinsen - ja da gibts auch zwei Seiten der Medaille. Jede und Jeder freuen sich, wenn die Zinsen auf einen Kredit niedrig sind und man nicht so viel zahlen muss fr das geliehene Geld, wenn die eigenen Reserven nicht ausreichen um was Greres und Teures anzuschaffen. Andererseits ist es frustrierend, wenn man kaum oder gar keine Zinsen auf das mhevoll Ersparte erhlt und man dabei zuschauen muss, wie es weniger wird.

Es gibt kein Recht auf Zinsen. Man knnte auch anders an die Sache rangehen: Und nur weil Geld oder eben mehr Geld auf einem Haufen liegt, ist es ja nicht zwangslufig mehr wert.

Was mich richtig rgert, sind die hohen Zinsen beim berziehungskredit oder Dispo, die sind einfach nur sinnlos teuer und intransparent. Da werden diejenigen bestraft, die sowieso schon kaum Geld haben und die Banken verdienen daran krftig. Die mssen gedeckelt und vereinheitlicht werden.


Susanna Karawanskij ist linkes Mitglied des Finanzausschusses im Deutschen Bundestag.
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Trotz vieler Kritik aus Deutschland, die Niedrigzinspolitik der EZB muss sein. Sie kam nach der grossen Rezession 2008/9, im Vergleich zu den USA, in Europa viel zu spaet. Mit starken Deflationstendenzen und Null-Wachstum in Europa, speziell Stagnation im Sueden, werden Null- oder selbst negative Zinsen und massiver Kauf von Staatsschuldpapieren durch die EZB nicht ausreichen. Eine die Zinspolitik begleitende Fiskalpolitik ist noetig. Das Umschalten von fiskalpolitischer Austeritaetspolitik auf expansive Fiskalpolitik, mit Ausgaben fuer Infrastruktur und Klimaschutz ist dringend noetig.


Willi Semmler ist Professor am Fachbereich konomie der New School for Social Research in New York. Er ist an Forschungsprojekten der ILO, der Weltbank und des Internationalen Waehrungfonds beteiligt. 
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Manche Kritiker einer expansiven Geldpolitik monieren, dass es hierdurch zu einer Enteignung von Kleinsparern komme. Dieses Argument hat jedoch zwei Schwchen: eine empirische und zwei theoretische. Empirisch gesehen ist es keineswegs eine Neuigkeit, dass die realen Zinsstze gering sind. Man erhlt die realen Zinsstze, indem man von den nominalen Zinsstzen die Inflation abzieht. In den 80ern und auch in den 90ern waren zwar die nominalen Zinsstze hher als heute, aber auch die Inflation war strker. Der reale Zugewinn an Vermgen durch Verzinsung war also fr Kleinsparer frher auch nicht hher.


Theoretisch gesehen ist es kaum einzusehen, dass, wenn das Bruttoinlandsprodukt als verteilbarer Kuchen kaum wchst, die Sparer hhere Zuwachsraten ihres Vermgens genieen sollten. Daher wre es eher Aufgabe, fr hhere Einkommen in niedrigen bis mittleren Schichten sowie fr mehr Beschftigung zu kmpfen. Hhere Einkommen in niedrigen bis mittleren Schichten sowie mehr Beschftigung setzen aber ein expansives Umfeld voraus, dass auf niedrige Zinsstze angewiesen ist. Auch das spricht theoretisch gegen das Enteignungsargument.


Alexander Recht, Diplom-Kaufmann, Diplom-Handelslehrer, Oberstudienrat, Lehrer an einem konomischen Berufskolleg fr VWL und BWL, Mitglied der LINKEN Kln, dort zustn[bookmark: _GoBack]dig fr Bildungsarbeit.
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Whrend der Zins nur ein Teil des Profits ist, d.h. des Mehrwerts, den der fungierende Kapitalist dem Arbeiter auspret, erscheint jetzt umgekehrt der Zins als die eigentliche Frucht des Kapitals, als das Ursprngliche, und der Profit, nun in die Form des Unternehmergewinns verwandelt, als bloes im Reproduktionsproze hinzukommendes Accessorium und Zutat. Hier ist die Fetischgestalt des Kapitals und die Vorstellung vom Kapitalfetisch fertig. In G - G haben wir die begriffslose Form des Kapitals, die Verkehrung und Versachlichung der Produktionsverhltnisse in der hchsten Potenz: zinstragende Gestalt, die einfache Gestalt des Kapitals, worin es seinem eignen Reproduktionsproze vorausgesetzt ist; Fhigkeit des Geldes, resp. der Ware, ihren eignen Wert zu verwerten, unabhngig von der Reproduktion - die Kapitalmystifikation in der grellsten Form.

Fr die Vulgrkonomie, die das Kapital als selbstndige Quelle des Werts, der Wertschpfung, darstellen will, ist natrlich diese Form ein gefundnes Fressen, eine Form, worin die Quelle des Profits nicht mehr erkenntlich und worin das Resultat des kapitalistischen Produktionsprozesses- getrennt vom Proze selbst - ein selbstndiges Dasein erhlt.


Karl Marx - Friedrich Engels - Werke, Band 25, "Das Kapital", Bd. III, Fnfter Abschnitt, S. 404  412







Wirtschafts- statt Währungspolitik

Thesen der Redaktion für eine soziale und ökologische Wirtschaftspolitik in Europa




1. Man kann die Einsicht, dass die konomische Produktion und Reproduktion von zentraler Bedeutung fr gesellschaftliche Vernderung ist, unterschiedlich umschreiben. Nun hat sich die gesellschaftliche Linke, zumal in der BRD, in der Vergangenheit mit vielen wichtigen Fragen befasst: Vom WG-Tisch aus hat man schon vor Jahren den Nahost-Konflikt gelst, sich eingehend mit den Bndnisoptionen des linken Flgels der US-amerikanischen Demokraten befasst, darum gerungen, ob der Tauschwert in kapitalistischen Gesellschaften nun wirklich ein automatisches Subjekt ist, wie Karl Marx einst im Kapital notierte und gestritten, ob das bedingungslose Grundeinkommen nun berwiesen oder mit der Steuer verrechnet werden soll.


Dennoch: Die technokratischen Floskeln des Wirtschaftsteils fhren auch bei einigen unserer Redaktionsmitglieder dazu, lieber direkt vom Feuilleton zum Sportteil zu blttern.
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	Man muss keiner werden, aber ihn ab und zu lesen.
	Marcus Foster (CC BY-ND 2.0)





2. Das ist problematisch, weil das beliebteste Abwehrargument gegen progressive Forderungen wie solidarische Mindestrente und Mindestsicherung oder nach mehr Frauenhusern und antirassistischen Bildungsarbeit die haushlterischen und gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen sind. Wenn dann noch Wirtschaftsweisen in der ffentlichkeit erklren, dass eine progressive Politik den Untergang der europischen Wirtschaft bedeutet, hilft es, wenn man halbwegs konkret benennen kann wie eine Abkehr vom Neoliberalismus in Europa beginnen knnte. Also: Ja, man muss den Wirtschaftsteil lesen. Ja, man muss die Zeit aufwenden und verstehen, was konomisch passiert und welche Institutionen eine Rolle spielen. Ja, die Linke braucht ein konomisches Programm, das sich nicht auf allgemeinen Floskeln ber Wnschenswertes reduziert.





3. Die Frage nach progressiver Politik unter kapitalistischen Bedingungen ist nicht neu: Die sozialistischen Arbeiterparteien in Europa begannen in den 1920er Jahren unter dem Eindruck der Wirtschaftskrisen ber die Frage nachzudenken, wie eine linke Wirtschaftspolitik aussehen knnte. Davor beschrnkte man sich auf die Forderung nach Verstaatlichung und Vergesellschaftung. Doch wenigstens in Europa und den USA, aber auch in der Sowjetunion  man denke nur an Lenins Kurswechsel zur Neuen konomischen Politik  trat deutlich hervor, dass eine linke Wirtschaftspolitik sich mit Fragen, der Geldmengenpolitik, der ffentlichen Haushalte und der Umgestaltung des privatwirtschaftlichen Sektors befassen muss.


Die Theorien des Wirtschaftswissenschaftler John Maynard Keynes boten hier eine Antwort. Die Frage, ob Keynes selbst nun ein Linker, ein Konservativer oder ein Liberaler war, scheint uns hier zweitrangig. Entscheidend ist, dass bestimmte Einsichten seiner Theorien in der Folge fr linke Bewegungen und Parteien einen Anknpfungspunkt boten, um eine eigene, konkrete Praxis zu entwickeln, die auf das Aufkommen komplexer Marktwirtschaften und internationaler Handelsbeziehungen reagierte. Keynes entwarf eine Theorie ber den gesamten volkswirtschaftlichen Produktionsprozess, der im Gegensatz zur neoklassischen Marktglubigkeit die besondere Rolle ffentlicher Investition und antizyklischer Ausgabenpolitik betonte. Damit lieferte Keynes eine konomische Begrndung fr eine expansive Lohnpolitik, den Ausbau des Wohlfahrtsstaats und starke Eingriffe in den Markt. Die Anwendung keynesianischer konomischer Instrumente ist natrlich nicht per se fortschrittlich. Denn es ist ein Unterschied, ob in Rstung oder in Schulen, ob in Autobahnen oder in den PNV investiert wird.





4. Ein zweiter wichtiger Strang des Nachdenkens ber eine linke Wirtschaftspolitik begann mit der Kulturrevolution von 1968. Hier wurde in unterschiedlichen Spielarten der wirtschaftliche Produktions- und Reproduktionsprozess in seiner Gesamtheit und vor allem in Hinblick auf seine gesellschaftlichen und kologischen Folgen betrachtet. Dazu zhlt beispielsweise die Frage nach Mechanismen, die das Entfremdungspotential kapitalistischer Lohnarbeit reduzieren. Besonders radikal haben hier feministische und kologische Bewegungen angesetzt. Die feministische Bewegung hat nachgewiesen, dass die gesamte Wirtschaftswissenschaft und Wirtschaftspolitik mit ihrem Schwerpunkt auf die materielle Produktion letztlich eine falsche Perspektive auf konomische Prozesse einnimmt, da sie Reproduktionsarbeit, also geradezu die Grundlage jeder Form von Gesellschaftlichkeit, nie systematisch in ihre Modelle aufgenommen hat. Die kologische Bewegung hat die Frage nach den Grenzen des Wachstums und die nach kologischen und sozialen Folgekosten in die wirtschaftspolitische Diskussion eingefhrt.





5. Die aktuellen Suchbewegungen nach Mehr Pluralismus  in der Wirtschaftswissenschaft insbesondere nach der Finanzkrise 2008 haben unter dem Sammelbegriff heterodoxe konomie an Bedeutung gewonnen. Bisher haben sie jedoch noch kaum Anschluss an politische AkteurInnen und EntscheidungstrgerInnen im engeren Sinne gefunden. Zum anderen wird derzeit noch nach Anstzen fr eine Synthese beider Strnge  also (post)keynesianischer Theoriebildung einerseits und Entfremdungskritik sowie kologischer und feministischer Kritik andererseits  gesucht. Die groe Herausforderung fr Theorie und Praxis besteht darin, eine solche Verbindung zwischen beiden Strngen herzustellen: Eine Wirtschaftspolitik also, die sich in der realpolitischen Komplexitt bewhrt und nicht nur allgemeine Phrasen vor sich hertrgt, die aber trotzdem durchaus radikal an einer berwindung der kapitalistischen Arbeits- und Lebensweise arbeitet.





6. Gegenwrtig erleben wir weiterhin, wie der neoliberale, finanzgetriebene Kapitalismus einfach so weitermacht wie bisher. Whrend sich die Krisentendenzen fortsetzen, bleibt umkmpft, was eigentlich die Antwort der Linken auf diese Herausforderungen ist.





a) Einerseits gibt es die Tendenz, der Propaganda der Finanzmrkte auf den Leim zu gehen und die Hauptprobleme der Wirtschaftsweise nur noch in der Zirkulationssphre und im Bereich der Whrungsarchitektur zu verorten. Wir glauben, dass die Kritik an den Entwicklungen im Finanz- und Bankensektor absolut notwendig ist, trotzdem stehen diese Tendenzen in einem Zusammenhang zu Kmpfen im Bereich der Primr- und Sekundrverteilung des gesellschaftlichen Reichtums. Eine Kritik, die nur das Geld, den Euro adressiert, produziert ein strategisches Problem, weil sie die faktischen Machtbeziehungen ausblendet und das politische Handeln nur noch auf der Ebene von Machtlosigkeit oder von Allmachtsphantasien verhandeln kann. Auf der einen Seite steht das Lamentieren ber die anonyme Macht der Finanzmrkte, an denen man sowieso nichts ndern kann, auf der anderen Seite die Forderungen danach, Whrungen abzuschaffen, neue Whrungen einzufhren und irgendwie nochmal mit allem ganz von vorne beginnen zu wollen.





b) Andererseits sind neoklassische Anstze im Bereich der sozialdemokratischen und grnen Parteien weiterhin prsent und die politische Klasse hngt an den Glaubensstzen neoliberaler Politik: Haushaltsausgleich, Schuldenbremse, Verschlankung des ffentlichen Sektors und Schuldenabbau. Dies wird auch durch die Verbindung mit den relevanten wirtschaftswissenschaftlichen Beratungsinstitutionen hergestellt: Gerade in der BRD sind diese Institutionen einseitig neoklassisch ausgerichtet. Eine linke Bundesregierung htte hier ein prioritres Handlungsfeld, da deren Expertisen politische Handlungsspielrume mitprgen. Eine solche alternative Expertise-Bewegung msste schon jetzt Teil eines linken Reformprojektes sein, um berhaupt eine Chance auf eine solidarische Hegemonie zu haben und die ntigen Umverteilungspolitiken auch verfolgen zu knnen.
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	Nationaler Kapitalismus ist nur auf Pressebildern so freundlich
	Daimler AG (CC BY-NC-ND 2.0)


c) Die einfache Rckkehr zu einem rein nationalstaatlich verfassten Kapitalismus, wie sie in rechten und linken Bewegungen in Europa gegenwrtig diskutiert wird, hat ein funktionales und ein normatives Problem. Das funktionale Problem besteht darin, dass eine einfache Rckabwicklung der europischen Wirtschaftsintegration zu Wohlstandsverlusten gerade der Unter- und Mittelschichten der europischen Lndern fhren wrde.





d) Die Linke muss den Solidarittskonflikten, die im Zuge von Europisierung und Globalisierung entstehen, offensiv begegnen. Jede linke Politik im nationalstaatlichen Rahmen unterliegt unter diesen Bedingungen einer Bercksichtigungspflicht: Sie muss prfen, wie sich das eigene Handeln auf die Situation der rmeren Lnder und subalternen Gruppen der Weltgesellschaft auswirkt. Damit diese Solidaritt nicht nur ein Bekenntnis bleibt, braucht es allerdings institutionelle Mechanismen und Transferstrukturen auf transnationaler und europischer Ebene, die Solidaritt organisieren und praktisch erfahrbar machen. Erst so  nicht durch wohlfeile Bekenntnisse auf Parteitagen  kann eine solidarische Lebensweise und Geisteshaltung verallgemeinert werden. Deshalb sollte der Kampf fr einen Neustart europischer und transnationaler Institutionen im Mittelpunkt linker Politik stehen. Aussichtsreich sind Plne, wie sie etwa Yanis Varoufakis zur Reform der EU vorschlgt.





e) Das Argument, dass eine Demokratisierung in der vermeintlichen berschaubarkeit des Nationalstaats mglich wre, halten wir fr nicht berzeugend. Der Rckzug in den Nationalstaat fhrt nicht zur Demokratisierung, sondern zum Machtzuwachs der Regierungen und Exekutivorgane, da Handel weiter getrieben wird. Die Staaten bleiben Wettbewerbsstaaten. Unter diesen Bedingungen werden kaum solidarische Lsungen fr den europischen Wirtschaftsraum entstehen. Deshalb wird nur andersherum ein Schuh draus: Um den Wettbewerb der Nationalstaaten, der ja immer ein Dumpingwettlauf hinsichtlich sozialer, demokratischer und kologischer Standards ist, braucht es gerade unter den Bedingungen der verzahnten konomie in Europa soziale, steuerrechtliche und kologische Standards. Dies und nicht die Re-Nationalisierung ist die Voraussetzung fr Demokratiesierung. Demokratie ist schlielich keine Frage der Ebenen, sondern eine der Entscheidungsspielrume. Die Schweiz ist nicht demokratischer als die BRD, nur weil die Bewohner die Hauptstadt schneller erreichen knnen und das Territorium berschaubarer ist.
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	Demokratischer weil berschaubarer? Blick auf Davos ...
	floheinstein  (CC BY-SA 2.0)


f) Aus marxistischer Sicht sind im Hinblick auf eine Abkehr von Finanzmarktkapitalismus nicht nur numerische Mehrheiten bei parlamentarischen Wahlen relevant, sondern auch, ob um dieses Projekt ein belastbarer historischer Block (Gramsci) entstehen kann, also gesellschaftliche Interessenlagen sich in diesem Projekt wiederfinden und es auch aktiv untersttzen oder wenigstens nicht verhindern.





9. Von der Theorie zur Praxis:


a) Statt entweder den angegriffenen oder den wirtschaftlich starken Eurolndern den Exit nahezulegen, braucht es eine solidarische europische Wirtschaftspolitik. Diese kann sich nicht in Geldpolitik erschpfen, zumal das Spektrum der hier verfgbaren Manahmen bereits nahezu ausgeschpft ist.


Stattdessen braucht es neben fiskalpolitischen Manahmen wie Eurobonds einen europischen Stabilisierungsmechanismus zum Ausgleich konjunktureller Schwankungen. Ein solcher Ausgleich kann und sollte eine europische Erwerbslosigkeitsversicherung beinhalten wie sie Sebastian Dullien in seinem Beitrag in dieser Ausgabe skizziert.


b) Vielfach und zu Recht ist die mangelnde demokratische Legitimitt der weitreichenden Entscheidungen der EZB kritisiert worden. Doch statt das selbstherrliche Hineinregieren des EZB-Chefs in die einzelnen Lnder zu beklagen, bedarf es der Demokratisierung und Legitimierung dieser Institution. Gerade die Tatsache, dass die EZB eine grere Gestaltungsmacht hat als die nationalen Zentralbanken bedeutet, dass die Gremien strker demokratisch legitimiert sein und gewerkschaftsnahe sowie unorthodoxe Positionen vertreten sein mssen. Das gleiche gilt fr Beratungsinstitutionen wie den Rat der Wirtschaftsweisen. Auch hier muss sich die alternative Expertise-Bewegung auch personell wiederfinden.


c) Wir brauchen eine europisch koordinierte Umverteilungs- und Investitionsinitiative, um die soziale Ungleichheiten zu bekmpfen, die Nachfrageseite zu strken und schrittweise einen Umbau der europischen Wirtschaft vom Finanzmarktkapitalismus zu einem sozialkologischen Entwicklungsmodell einzuleiten.


d) In der BRD muss der wirtschaftspolitische Handlungsrahmen neu bestimmt werden. Die Einfhrung nachfrageseitiger Steuerungsmechanismen ist eng mit dem Stabilitts- und Wachstumsgesetz verbunden, das 1967 beschlossen wurde. Eine progressive Bundesregierung htte dieses Gesetz zu erneuern und zu erweitern: Statt einseitig auf klassische Kennzahlen wie Wachstumsraten und Preisniveaustabilitt zu setzen, mssten hier Kriterien, wie kologische Folgekosten, Auswirkungen auf die Arbeitszeitverteilung zwischen den Geschlechtern und den informellen Sektor der Reproduktionsarbeit aufgenommen werden. Die Wirtschafts- und Fiskalpolitik knnte so an einen sozial-kologischen Entwicklungsindex gebunden werden.


e) Erforderlich sind auch Vernderungen in der Eigentumsfrage. Es gilt die Voraussetzungen fr eine Strkung des Gemeineigentums und der Mitbestimmung zu schaffen und [bookmark: _GoBack]konzentrierte wirtschaftliche Macht zu entflechten. Einige Vorschlge dazu haben wir in vergangenen Ausgaben bereits gemacht.







Gegen-Macht und linke EU-Kritik statt Exit-Illusionen

Bei der Durchsetzung von Alternativen zum Neoliberalismus gibt es keine Abkürzungen über die Währungsfrage

Bernd Riexinger


Die Auseinandersetzung um die Position der LINKEN zur EU hat durch den Brexit neue Nahrung erhalten. Immer wieder wird die Forderung raus aus der EU oder die eines Austritts aus dem Euro als eine linke Antwort formuliert. Mittlerweile ist den Meisten klar, dass die Brexit-Kampagne von nationalistischen und rassistischen Tnen dominiert wurde. Der Corbyn-Biograph Richard Seymor schrieb darber: Unter den meisten Umstnden htte ich einen Brexit untersttzt, aber in dieser Kampagne spielte die Linke keine Rolle. Es war ein Streit zwischen zwei rechten Lagern, aber das Votum fr Leave war die bei weitem hsslichere Option  der Brexit macht Grobritannien zu einem rassistischen Land, ohne dass die Probleme der EU angegangen werden. So ist es auch nicht verwunderlich, dass Le Pen, die FP oder Wilders zu denen gehrten, die das Abstimmungsergebnis als erste bejubelten. DIE LINKE darf in diesen Jubel nicht einstimmen. Eindeutig rechts dominierte Austrittskampagnen lassen sich nicht links besetzen.


Die Kritik an der EU wchst, sie wird aber in den meisten Lndern von rechts dominiert. DIE LINKE muss daher gerade in dieser Frage klar von den Rechten unterscheidbar sein. Sie sollte eine deutliche und radikale Kritik der neoliberalen, imperialen undundemokratischen Verfasstheit der EU formulieren, die sich nicht auf oberflchliche Eliten- und Whrungskritik beschrnkt. Linke EU-Kritik muss die Verletzung der sozialen (berlebens-)Interessen der Mehrheit der Menschen durch die neoliberale EU und die ihr zu Grunde liegenden gegenwrtigen Klassen- und Herrschaftsverhltnisse des neoliberalen Kapitalismus in den Mittelpunkt stellen. Die Rechtspopulisten wenden sich zum Teil gegen den Euro  in der AfD ist aber umstritten, ob sie gegen den Euro ist oder in erster Linie die deutsche Dominanz innerhalb der EU verstrken will. Die rechtspopulistischen Krfte changieren zwischen Neoliberalismus und dem nationalistischen Ethnopluralismus der Neuen Rechten. Sie stehen so zwar im Widerspruch zum kosmopolitischen Neoliberalismus, der von Angela Merkel bis hin zu groen Teilen der Sozialdemokratie und den Grnen vertreten wird. Im Falle einer erneuten Eskalation der Krisen stehen sie aber fr eine offen autoritr-neoliberale Lsung gegen die Interessen der Lohnabhngigen bereit. Fr die Linke reicht es daher ebenso wenig aus, die europische Idee gegen die Rechten zu verteidigen. Vielmehr gilt es gegen die neoliberale EU und den grassierenden Rechtspopulismus und Neofaschismus in Europa einen dritten Pol zu bilden: konsequent solidarisch, internationalistisch, radikal demokratisch und klassen-orientiert fr eine Neugrndung Europas von unten.


Es gibt keinen Exit aus gesellschaftlichen Krfteverhltnissen


Die Befrworter_innen einer Rckkehr zu nationalen Whrungen oder eines anderen europischen Whrungssystems koordinierter nationaler Whrungen - prominent vertreten von den Sozialdemokraten Heiner Flassbeck, Wolfgang Streeck sowie in der europischen Linken u.a. von Jean-Luc Melenchon, Stefano Fassina, Oskar Lafontaine und Sahra Wagenknecht  setzen angesichts der berechtigten Kritik an den undemokratischen Institutionen der EU auf die Strkung des Nationalstaates. Die Rckkehr zu nationalen Whrungen soll Spielrume fr eine strker nachfrageorientierte Politik der Nationalstaaten im Interesse der Beschftigten, RenterInnen und Erwerbslosen erffnen. Gerade Lnder mit einer schwcheren wirtschaftlichen Position und geringerem Produktivittsstandard knnten ihre konomie durch Abwertungen besser schtzen. Hinter der Renaissance national-keynesianischer Positionen steht die Hoffnung, dass soziale Errungenschaften am ehesten noch auf der nationalstaatlichen Ebene verteidigt werden knnen. Wolfgang Streek sieht es als wenn auch zweitbeste Lsung, die historisch gewachsenen Institutionen und die Restdemokratie in den Nationalstaaten als Bremskltze auf dem abschssigen Weg in den demokratiefreien Einheitsmarktstaat nutzen. (Streeck 2013: 256)


Was auf den ersten Blick angesichts der Verankerung der Austerittspolitik in den Institutionen und der Verfassung der EU plausibel erscheinen mag, stellt einen gefhrlichen Irrweg fr die LINKE dar. Warum? Das wichtigste Argument ist leicht auf den Punkt gebracht: die EU in ihrer derzeitigen neoliberalen Gestalt ist durch die Krfteverhltnis zwischen Kapital und Arbeit auf dem Weltmarkt und die Krfteverhltnisse zwischen den Staaten in der imperialen Konkurrenz geprgt. Die politische Funktion der EU fr die Grokonzerne und Banken liegt darin, Europa zur wettbewerbsfhigsten Region im Rahmen einer verschrften globalen Standortkonkurrenz zu machen, also gnstige Bedingungen fr die Profite und die Expansion des transnationalen Industrie- und Finanzkapitals zu schaffen. Es wurde eine staatliche Ebene geschaffen, zu der die Krfte der Lohnabhngigen nur schwer Zugang haben, solange sie national organisiert bleiben. ber die Ebene der europischen Institutionen wird die demokratische Einflussnahme auf die wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen ausgehebelt. Der Druck auf Lhne, Sozialstandards und die ffentlichen Gter ist fest im europischen Institutionengefge und den Vertrgen verankert worden (vgl. u.a. Sablowski/Heine 2015; Fisahn 2016). Dafr gibt es viele Beispiele: die Funktionsweise der Kommission ermglicht direkten Zugang von Grokonzernen. Die EZB handelt auerhalb effektiver demokratischer Einflussnahme und hat Griechenland finanziell stranguliert, um die Austerittspolitik durchzusetzen. Im Fiskalpakt wurden Schuldenbremsen festgeschrieben und die Parlamente entmachtet  er kann nur durch Vertragsbrche oder andere Mehrheitsverhltnisse in allen Mitgliedslndern aufgehoben werden. Diese Krfteverhltnisse und die (Klassen)Kmpfe darum bestimmen die Bedingungen, unter denen sich ein Exit (aus der EU wie dem Whrungssystem) vollziehen lsst. Aus einem Krfteverhltnis kann man nicht einfach aussteigen. Die Befrworter eines Plan B argumentieren auch damit, dass die EU auf Grund der in den EU-Vertrgen und im Fiskalpakt verankerten neoliberalen Politik und des geltenden Einstimmigkeitsprinzips nicht reformierbar sei. Damit berschtzen sie aber die Macht rechtlicher Festlegungen und unterschtzen die materiellen Krfteverhltnisse, die den Staat und staatliche Gesetzgebung prgen.


Der Euroraum als neoliberales Projekt
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	Nur mit Knick in der Optik kann man Whrungen fr wirtschaftspolitisch neutral halten
	MaartenTakens (CC BY-SA 2.0)


Der Euro ist kein neutrales Instrument, sondern gehrt zum harten Kern des neoliberalen Projekts unter deutscher Dominanz (vgl. Sablowski/Heine 2015; Milios/Sotiropoulus 2013). Der Euro wurde geschaffen um einen einheitlichen Wirtschaftsraums aufzubauen, der zu den wettbewerbsfhigsten der Welt gehren soll. Auf die Frage, was ihre Vision von Europa sei, soll Angela Merkel mit Wettbewerbsfhigkeit geantwortet haben. Der Euro wirkt mit voller Absicht der nationalen Akteure disziplinierend. Die neoliberale Konstruktion der Eurozone erzeugt Druck auf die schwcheren Kapitalien und Volkswirtschaften und da Abwertungen der Whrung ausgeschlossen werden und es keine Lohnkoordinierung und gemeinsame Sozialstandards gibt, wirkt dies auf die Lhne. Der Druck, der von der Funktionsweise der EWU herrhrt, auf den Kern der kapitalistischen Ausbeutung gerichtet ist und die Vorbedingung einer kontinuierlichen Restrukturierung der Arbeit bildet. Die EWU verwirklicht eine extreme Variante der Strategie der ffnung zur internationalen Konkurrenz, die nur dadurch aufrechterhalten werden kann, dass die Lohnabhngigen sich stndig anpassen. Die deutsche Exportindustrie profitiert davon in besonderer Weise, der Euro senkt die Kosten und hat mit zur De-Industrialisierung Sdeuropas beigetragen (Sablowski/Heine 2015; Milios/Sotiropoulus 2013). Aber die brigen Nationalstaaten in der EU organisieren unter dem Einfluss des neoliberalen Projekts und dem Druck der dominanten Kapitalfraktionen dieses Projekt mit. Es ist eine Illusion zu glauben, dass dieses Krfteverhltnis primr an der Bruchstelle des Whrungssystems verndert werden knne.


Denn eine Abwertung der Whrung fhrt nicht automatisch zu greren Verteilungsspielrumen fr eine soziale Politik. Diese Spielrume hngen in erster Linie von der Position in der kapitalistischen Weltwirtschaft ab. Es geht darum, wie die Industrie aufgestellt ist, wie stark die Abhngigkeit von Importen etwa von Lebensmitteln, Medizin und Maschinen ist. Das Beispiel England zeigt, dass Abwertungen durchaus kein Knigsweg sind. Das englische Pfund wurde um ber 30 Prozent abgewertet, ohne dass die deindustrialisierte Wirtschaft Wettbewerbsvorteile auf den Exportmrkten erzielen konnte. De-Industrialisierung ist nicht in erster Linie ber Whrungsfragen umzukehren. In Griechenland wiederum hat die Troika die demokratische Souvernitt de facto auer Kraft gesetzt. Aber die Alternative des Grexit wrde nicht bedeuten, dass eine nationale Souvernitt wieder erlangt wre: Griechenland wre im Falle eines Grexit erst recht mit der Souvernitt der realen Finanzmrkte (Nils Kadritzke) konfrontiert. Der Grexit htte nicht nur Importe (z.B. von Lebensmitteln, Medikamenten und Maschinen) drastisch verteuert, sondern auch die Schuldenlast und die Zinsen an den Kapitalmrkten dramatisch erhht. Ein left exit muss auf diese wirtschaftlichen Probleme sehr konkrete Antworten geben. Ohne einen einseitigen Schuldenschnitt und drastische Eingriffe in die Verteilungs- und Eigentumsverhltnisse lieen sich die wirtschaftlichen Verwerfungen auf keinen Fall sozial abfedern. In Griechenland waren die Bedingungen dafr im Sommer 2015 nicht gegeben.


Umso weniger berzeugend ist die Position von Flassbeck und anderen, die darauf setzt, einen neuen Whrungsverbund, der den bestehenden wirtschaftlichen Ungleichgewichten entgegenwirken soll, per bereinkunft unterschiedlicher Regierungen in Europa einzufhren. Die Auflsung der Eurozone und die Rckkehr zu nationalen Whrungen wren mit einem lnger anhaltenden Krisenprozess mit unklarem Ausgang verbunden. Der krisenhafte Prozess eines neuen Whrungssystems wrde von den Banken und Fonds auf den globalen Finanzmrkten zur Spekulation genutzt und vermutlich die Krise in den meisten europischen Lndern noch verstrken. Das gilt auch fr die Glubigerlnder. Deutschland msste seine eigene Whrung deutlich aufwerten, was unweigerlich zu deutlichen Wohlstandsverlusten und so verschrften Verteilungskmpfen fhren wrde. Ein Ausstieg Deutschland als wirtschaftlicher strkstem und reichstem Land in Europa kann aber ohnehin keine linke und solidarische Antwort auf die Krise in Europa sein. Wenn sich die Krfteverhltnisse in einigen EU-Staaten so verschieben, dass ein koordinierter left exit einiger Staaten aus dem Euro-System mglich wrde  und von Deutschland ja zumindest toleriert werden msste  dann wre es wiederum vermutlich auch mglich, eine grundlegende Reform der EU durchzusetzen


Das notwendige Scheitern des Keynesianismus in einem Land


Entscheidend ist, dass die EU einem neuen Niveau der Verflechtungen des Kapitals und damit wirtschaftlicher Abhngigkeiten entspricht. Schon Anfang der 80er Jahre hat die Erfahrung der linken Regierung Mitterand die Grenzen einer keynesianischen Politik in einem Land aufgezeigt. Das bedeutet nicht, dass es auf nationalstaatlicher Ebene Spielrume fr eine sozialere Politik gbe. Diese sind in Deutschland als wirtschaftlich strkstem EU-Land sicherlich am Grten, whrend sie in den Schuldnerlndern nahezu gegen Null tendieren. Ein Sozialstaat in einem Land ist aber auf Dauer kaum mglich, auch nicht in nordeuropischen Lndern.


Die Durchsetzung einer sozialen und demokratischen Neugrndung der EU bringt aber ohne Zweifel groe Herausforderungen mit sich. Sie msste gegen das in einer polarisierten Konstellation vermutlich u.a. vom deutschen Kapital verfolgte Gegen-Projekt eines Kerneuropas durchgesetzt werden. Vorrausetzungen dafr wren anti-neoliberale, linke Regierungen in den konomisch mchtigsten Lndern wie Deutschland und Frankreich. Diese reichen aber nicht, um das Kapital zu einem Klassenkompromiss auf europischer Ebene zu zwingen. Dies kann nur in Verbindung mit transnational mobilisierungsfhigen Gewerkschaften und soziale Bewegungen gelingen, die in der Lage sind, effektive Gegen-Macht aufzubauen. Es msste zu einer Serie von Brchen durch anti-neoliberale Strukturreformen kommen: wie z.B. einer Europischen Arbeitslosenversicherung (s. dazu auch den Beitrag von Sebastian Dullien) und europaweiter Umverteilung und Verkrzung der Arbeitszeit, einer Reform der Whrungspolitik und demokratischer Kontrolle der EZB, einer EU-weiten Besteuerung der Superreichen, Banken und Konzerne. Ein neuer Verfassungsprozess zur Demokratisierung der europischen Institutionen msste u.a. sozialer Rechten und der Bindung des Eigentums an das Gemeinwohl Vorrang vor der unternehmerischen Freiheit geben und das europische Parlament zum eigentlichen Gesetzgeber mit Entscheidungskompetenzen gegenber der Europischen Kommission machen (vgl. die Vorschlge von Andreas Fisahn, 2016). Der Weg dahin ist steinig und wird im besten Fall einige Jahre in Anspruch nehmen. Die enorme Ungleichzeitigkeit der wirtschaftlichen, sozialen und politischen Krise in Europa und die sehr unterschiedlichen politischen Krfteverhltnisse in Nord-, Ost- und Sdeuropa geben hier Anlass zu Skepsis.
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Vor den beiden Sackgassen links abbiegen


Gerade angesichts der Zunahme von Krisenprozessen im neoliberalen Kapitalismus und der Rechtsentwicklung in Europa braucht die europische Linke eine offensive und bndnisfhige Perspektive. Sie darf sich im Kampf um eine soziale und demokratische Neugrndung Europas weder in die Sackgasse einer Vertiefung der Europischen Integration um jeden Preis (nach dem Motto Hauptsache mehr Europa) noch in die Sackgasse des Nationalkeynesianismus begeben. Das Hauptproblem fr die Durchsetzung einer sozialeren Politik in Europa ist nicht der Euro und auch nicht die neoliberale Ideologie alleine, sondern dass die Krfte der Lohnabhngigen und der sozialen Bewegungen weiter zu schwach sind. Auf dem mhsamen Weg zu anderen Krfteverhltnissen zwischen Kapital und Arbeit in Europa und zu gesellschaftlichen Mehrheiten fr ein linkes europisches Projekt gibt es keine Abkrzungen ber die Whrungsfrage. Im Gegenteil: statt sich weiter entlang der Frage eines Exits aus dem Euro zu spalten, sollte diese anhand konkreter wirtschaftlicher und politischer Krfteverhltnisse diskutiert werden. Politisch weiterfhrend sind Positionen, die ber Grenzen hinweg gemeinsame Interessen der Lohnabhngigen formulieren und die Krfte fr ein anderes Europa strken und bndeln:


Der Kampf gegen die Prekarisierung der Arbeit und die Massenerwerbslosigkeit knnte ein solcher Bndelungspunkt fr die europischen Gewerkschaften sein und Bndnisse mit den stark von jungen Prekren getragen neuen Demokratie-Bewegungen ermglichen. Die Flchtlings- und Migrationspolitik ist zu einem Kristallisationspunkt der verschiedenen Krisen geworden. Um Arbeitsmarkkonkurrenz und rassistischer Stimmungsmache zu begegnen, muss der Konflikt verschoben werden. Die Forderung nach einem Ende des herrschenden Migrationsregimes, das Tausende Tote an den Auengrenzen zu verantworten hat, msste strker mit Perspektiven des Einstiegs in eine andere politische konomie in Europa verbunden werden. Dafr sind die Forderungen nach einem europischen Investitionsprogramm fr den Ausbau der sozialen Infrastruktur von Gesundheitsversorgung, Pflege, Wohnen, eine erneuerbare Energiewende sowie eine Verkrzung und Umverteilung der Arbeit zentral. Ohne konkrete (!) Alternativen zur Standortkonkurrenz lsst sich keine linke Hegemonie in Europa gewinnen. Die europische Linke muss ihre Diskussionen zur Europischen Industriepolitik weiterfhren und konkretere Vorschlge entwickeln, die an gewerkschaftliche Kmpfe, aber auch kologische Bewegungen und Widerstand gegen zerstrerische Investitionsprojekte im Dienste von Grokonzernen anschlussfhig sind. Auch die ffentliche Frderung von Initiativen solidarischer konomie und Genossenschaften sollte mit dem Konzept eines Investitionsprogramms verbunden werden. Ohne Schritte in Richtung europischer Wirtschaftsdemokratie (vgl. Urban 2013) lsst sich die Standortkonkurrenz nicht einhegen. 


Radikale Umverteilung des Reichtums ist das Herz einer solchen Strategie radikaler Transformation der EU. Fr eine Lsung der Schuldenkrise, die Bekmpfung von Erwerbslosigkeit und Prekarisierung, den Ausbau der sozialen Infrastruktur, die Energiewende und sozial gerechte Antworten auf die Flucht- und Migrationsbewegungen ist eine radikale Besteuerung der Superreichen und die Enteignung der Profite des Finanzsektors zentral. Die Konzentration der Vermgen in Europa hat in der Krise zugenommen, die Macht der Banken ist ungebrochen. Alleine die Profite der zehn grten Banken Europas explodierten 2015 mit einem Plus von 73 Prozent auf insgesamt 29 Milliarden Euro. Es wird Zeit, dass die europische Linke aufhrt, verbissen ber die Whrungsfrage zu diskutieren und stattdessen den Konflikt verschiebt: weg von den Frontstellungen reicher Norden vs. berschuldeter Sden, die immer wieder nationalistisch oder rassistischen berlagert werden, hin zu einer Polarisierung gegen die Superreichen, Vermgenden und Banken.


Michael Brie hat recht, wenn er sagt: Die Gegenberstellung des Wirkens auf nationaler und EU-Ebene als ein Entweder-Oder macht keinen Sinn. In der Flchtlingspolitik haben es Polen, Tschechien, sterreich und Ungarn quasi von reaktionrer Seite aus vorgemacht, wie die in der Krise entstandenen Risse in der neoliberalen EU genutzt werden knnen. Von links knnen dafr unterschiedliche Strategien sinnvoll sein: je nach Krfteverhltnis gemeinsam europisch in bestimmten Auseinandersetzungsfeldern (wie z.B. dem Kampf gegen TTIP) oder in Ausnutzung nationalstaatlicher Spielrume. Eine strkere Vernetzung der sdeuropischen Lnder, in denen die Linke strker ist, knnte verbunden mit gezielten Regel- und Vertragsbrchen in der Wirtschafts- und Sozialpolitik das Krfteverhltnis verschieben. (vgl. Fisahn 2016). Die Aufgabe der Linken in Deutschland ist es, die deutsche Dominanz von innen her (Fisahn) aufzuweichen - und zu brechen. Fr ein linkes Hegemonieprojekt in Deutschland knnen weder das Eintreten fr die europische Idee noch die Ablehnung des Euros richtungsweisend sein, stattdessen mssen konkrete Alternativen zum neoliberalen Exportmodell mehrheitsfhig gemacht werden (vgl. Riexinger 2016).


Bernd Riexinger ist einer der beiden Parteivorsitzenden von DIE LINKE. 





Literatur:


Fisahn, Andreas: Neustart der EU? In: Sozialismus 10/2016.


Milios, Jannis / Sotiropoulos, Dimitris: Eurozone. Die Krise als Chance fr die kapitalistische Offensive. In: Prokla 171. 3/2013


Riexinger, Bernd: Fr eine Revolution der Gerechtigkeit. Herausforderungen der LINKEN im Kampf gegen Neoliberalismus und Rechtspopulismus. In: Sozialismus 5/2016. http://www.sozialismus.de/fileadmin/users/sozialismus/Leseproben/2016/Sozialismus_Heft_05-2016_L4_Riexinger_Linke.pdf


Sablowski, Thomas / Frederic Heine: Zerfllt die Europische Whrungsunion? Handels- und Kapitalverflechtungen, Krisenursachen und Entwicklungsperspektiven der Eurozone. In: Prokla 181. 4/2015.


Streeck, Wolfgang: Gekaufte Zeit. Frankfurt 2013


Urban, Hans Jrgen: Der Tiger und seine Dompteure. Hamburg 2013




Mut zu einer europäischen Arbeitslosenversicherung



Sebastian Dullien


Fnf Jahre nach Ausbruch der Euro-Krise sind die Probleme der Whrungsunion immer noch nicht berwunden: Zwar sind massenhaft Reformen umgesetzt worden, von schrferen Regeln zur Defizitbegrenzung bis hin zur Einfhrung der europischen Bankenunion. Doch die Wirtschaft in weiten Teilen des Kontinents stagniert weiter mit Rekordarbeitslosigkeit. Italien steht weiter am Rande einer Bankenkrise.


Experten sind sich weitgehend einig, dass die Euro-Zone eine weitere Zentralisierung bestimmter Bereiche der Wirtschaftspolitik braucht. Ein Punkt wird dabei immer wieder genannt: Die so genannte Fiskalkapazitt. Fachleute verstehen unter dem Begriff Instrumente, mit denen die EU ber Transfers und Staatsausgaben den Konjunkturzyklus in den Mitgliedslndern stabilisieren kann. Idealerweise wrden Lnder mit einer boomenden Wirtschaft mehr in dieses System einzahlen und das Geld wrde in Lndern mit kriselnder Wirtschaft ausgegeben, um dort das Wachstum zu sttzen.
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Einer der Vorschlge fr eine solche Fiskalkapazitt ist die europische Arbeitslosenversicherung. Bei dieser Idee wrde eine europische Basis-Absicherung eingefhrt, die im Falle von Arbeitslosigkeit den betroffenen fr einen bestimmten Zeitraum (etwa 12 Monate) einen Teil des verlorenen Gehalts (etwa 50 Prozent) erstattet. Voraussetzung fr die Leistungen wre wie in der deutschen Arbeitslosenversicherung eine bestimmte Beitragszeit vor der Arbeitslosigkeit (mglicherweise 24 Monate). Finanziert wrde eine solche Versicherung  wie schon heute die nationalen Versicherungen in den meisten Euro-Staaten  durch Beitrge, die von Arbeitnehmern und Arbeitgebern getragen werden.


Da die Arbeitslosigkeit blicherweise in der Krise steigt und im Boom sinkt, wrden per Saldo Mittel aus dem System in Lnder mit kriselnder Wirtschaft flieen und aus Lndern im Boom abgezogen. Dies wrde die Konjunkturzyklen stabilisieren und angleichen.


Die Konzepte zur europischen Arbeitslosigkeit sehen vor, dass die Basisabsicherung von Nationalstaaten weiter aufgestockt werden kann. Es wre also problemlos mglich, dass Lnder mit dem Wunsch nach einer besseren Absicherung diese ber nationale Mittel umsetzen. Tatschlich gehen die Vorschlge davon aus, dass die Nationalstaaten auf eine Einfhrung einer Basisabsicherung genau in diesem Sinne reagieren wrden: Sie wrden ber das nationale System das bisherige Absicherungsniveau aufrechterhalten, whrend das europische System die Kosten fr die Basisabsicherung bernehmen wrde. Aus Sicht den bisher ber nationale Systeme abgesicherte ArbeitnehmerInnen wrde sich so nichts an der Absicherung ndern.


In den vergangenen Jahren hat die Idee der europischen Arbeitslosenversicherung zunehmend an Zuspruch gewonnen. In den letzten zwei Jahren hat es im Brsseler Umfeld eine Reihe von Konferenzen und Tagungen zu dem Thema gegeben. Gerade vor der Sommerpause hat ein Konsortium unter Leitung des Brsseler Think Tanks CEPS eine groangelegte Studie zur Machbarkeit der europischen Arbeitslosenversicherung im Auftrag der EU Kommission vorgelegt. Der Konsens ist zunehmend, dass eine solche Versicherung sinnvoll und umsetzbar wre.


Allerdings sind auch die Vorbehalte gegen eine solche Versicherung noch gro. Whrend konservative konomen ebenso wie das deutsche Finanzministerium sich oft aus ideologischen Grnden grundstzlich gegen europische Transfers stemmen oder befrchten, eine europische Arbeitslosenversicherung wrde Lndern den Anreiz zu Reformen nehmen, sind die Befrchtungen auf der Linken vor allem, dass eine Europisierung auch nur eines Teils der Arbeitslosenversicherung zum Sozialabbau genutzt wird. Drei Argumente werden dabei zumeist vorgebracht: Erstens wird befrchtet, dass die Einfhrung einer europischen Basisabsicherung fr Arbeitslose zu einem Wettlauf nach unten fhrt und sich alle Systeme auf diesem Mindestniveau angleichen. Zweitens wird moniert, dass  anders als in nationalen Systemen  beim europischen System die Sozialpartner kein Mitspracherecht mehr htten. Und drittens wird angemerkt, dass die Konjunkturstabilisierung eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe sei, die man nicht mit den Geldern der ArbeitnehmerInnen finanzieren drfe.


Bei genauerer Betrachtung sind allerdings diese drei Argumente wenig berzeugend.


Es gibt keinen konomischen Grund, warum die Einfhrung einer europischen Mindestabsicherung zu einem Wettlauf nach unten fhren sollte. Es gibt auch keinen Grund, warum Lnder, die heute ein hheres Absicherungsniveau garantieren, nach bernahme eines Teils der Kosten durch die EU pltzlich ein niedrigeres Absicherungsniveau anstreben sollten. Im Gegenteil: Eine europische Basisabsicherung verhindert sogar, dass Lnder mit Finanzproblemen die nationale Absicherung unter das Basisniveau senken.


Auch hat es einen Abwrtstrend nicht in anderen Bereichen gegeben, in denen die EU soziale Mindeststandards eingezogen hat. So verabschiedete die EU 1993 die Arbeitszeitrichtlinie, die die Wochenarbeitszeit auf 48 Stunden begrenzte und eine Mindestzahl von Urlaubstagen (vier Wochen) einfhrte. Nach der Logik des Wettbewerbs nach unten htte man danach erwarten mssen, dass die gesetzliche Arbeitszeit in den europischen Lndern mit vormals sozialeren Arbeitszeiten Richtung 48 Stunden verlngert wird. Dies ist nicht geschehen  im Gegenteil. Die durchschnittliche Arbeitszeit in den EU-Staaten sank  auch von schon niedrigerem Niveau - weiter und die Franzosen fhrten sogar 2000 die 35-Stunden-Woche ein. Die Zahl der Urlaubstage stieg auch in den Lndern, in denen ein Jahresurlaub von mehr als vier Wochen blich war.


Auch das Argument der fehlenden Mitbestimmung der Sozialpartner ist wenig berzeugend. Einer Mitbestimmung auf europischer Ebene steht nichts im Wege, sie msste einfach nur beim Design der europischen Arbeitslosenversicherung mit verabschiedet werden. Tatschlich knnte durch eine solche konkrete Mitbestimmungsaufgabe sogar die europische Gewerkschaftsbewegung gestrkt werden.


Und das Ausnutzen von Sozialversicherungsausgaben zur Konjunkturstabilisierung hat lange Tradition. In allen europischen Nationalstaaten leistet die Arbeitslosenversicherung bereits heute eine solche Art der Stabilisierung. ber die Umverteilung von der arbeitenden Bevlkerung und den Unternehmen hin zu den Arbeitslosen wird der gesamtwirtschaftliche Konsum stabilisiert.


Daran ist auch absolut nichts Verwerfliches: Das Nutzen von Geldern der Sozialversicherungen in einer Art und Weise, die nebenbei noch die Konjunktur stabilisiert, begrenzt ja in keiner Weise den sozialen Nutzen dieser Ausgabe. Wie die Kraft-Wrme-Kopplung bei der Energieerzeugung wird hier einzig ein Zusatznutzen generiert, der sonst verloren gegangen wre.


Angesichts der Komplexitt der Arbeitsmarktgesetzgebung in den einzelnen Mitgliedsstaaten ist eine europische Arbeitslosenversicherung sicher kein einfaches Projekt. Sie ist auch sicher kein Allheilmittel fr die wirtschaftlichen und sozialen Probleme in Europa. Viel deutet aber darauf hin, dass sie ein sinnvolles Element fr eine besser funktionierende Whrungsunion sein kann. Progressive PolitikerInnen sollten sie deshalb besser nicht mit halbseidenen Argumenten abkanzeln.


Sebastian Dullien ist Professor fr Volkswirtschaftslehre an der Hochschule fr Technik und Wirtschaft Berlin und Senior Policy Fellow beim European Council on Foreign Relations.




„Spielarten des Kapitalismus“, der Euro und die Notwendigkeit gewerkschaftlicher Gegenmacht

Eine Fixierung auf inkompatible „Spielarten des Kapitalismus“ in Europa als Fundament der Euro-Krise führt die gewerkschaftliche und politische Linke in die Irre

Matthias Ebenau


In den gegenwrtigen Debatten ber die Zukunft der Europischen Union und der gemeinsamen Euro-Whrung schimmert auch immer wieder ein theoretisch fundierter Diskurs durch, der in den letzten anderthalb Jahrzehnten viel wissenschaftliche, aber auch politische Aufmerksamkeit auf sich gezogen hat: jener, der Spielarten des Kapitalismus (Varieties of Capitalism, VoC). Solche und artverwandte Perspektiven fhren in dieser Debatte aber zu teils irrefhrenden Schlssen, da sie bermig auf die institutionelle Dimension fixiert sind und die grundlegende Bedeutung von Klassenverhltnissen und auseinandersetzungen verkennen.





Spielarten des Kapitalismus 


Umreien wir zunchst kurz die Grundprmissen der VoC-Literatur bevor wir diskutieren, wie diese in den gegenwrtigen Debatten ber die Zukunft der EU und des Euro wirksam werden. Der Markenkern des im Jahr 2001 erstmals in konsistenter Form vorgestellten Ansatzes (vgl. Hall & Soskice 2001) ist zweifellos das Postulat, der zeitgenssische Kapitalismus in den Metropolenlndern liee sich sinnhaft anhand zwei groer Idealtypen unterteilen: die durch Marktsteuerung dominierten liberalen Marktkonomien (in der Realitt am strksten reprsentiert durch die USA und Grobritannien) und die koordinierten Marktkonomien (wie etwa die BRD), wo der Markt durch alternative, vertrauensbasierte konomische Koordinationsmechanismen ergnzt werde. Grundlage fr diese fortdauernde Differenzierung seien die aus den institutionellen Strukturen sich ergebenden komparativen institutionellen Vorteile, verstanden insbesondere als internationale Wettbewerbsfhigkeit einheimischer Unternehmen.
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Diese ebenso elegante wie einfache Erklrung fand in den frhen 2000er Jahren groen Anklang, vor allem weil sie es vermochte, eine empirisch unterftterte Begrndung fr die Zukunftsfhigkeit der korporatistisch und wohlfahrtsstaatlich geprgten Kapitalismusmodelle Kontinentaleuropas zu entwickeln, welche aber zugleich in ihrer Fokussierung auf konomische Effizienz mit dem neoliberalen Zeitgeist kompatibel war. In den Folgejahren geriet sie aber gerade wegen ihrer bermigen Simplizitt in die Kritik (vgl. zuletzt Bruff u.a. 2015).


In der wissenschaftlichen Diskussion hat der Spielarten des Kapitalismus-Ansatz als solcher deshalb inzwischen seine Vorrangstellung verloren. An seine Stelle ist eine Vielzahl von Perspektiven getreten, welche allerdings zumeist etliche entscheidende Grundannahmen teilen und welche deshalb als Post-VoC-Anstze bezeichnet werden knnen. Diese unterscheiden sich von der VoC-Perspektive vor allem durch die Abkehr von der elegant-einfachen LME/CME-Differenzierung, durch eine erhhte Aufmerksamkeit gegenber dem institutionellen Wandel von Kapitalismusmodellen (mit potenziell offenem Ende) sowie einen weniger stark ausgeprgten Funktionalismus und konomismus. Zugleich halten die Post-VoC-Perspektiven aber an der grundstzlichen Idee von durch ihr jeweiliges wirtschaftliches Institutionenregime voneinander sinnvoll abgrenzbaren, relativ eigenstndigen und lediglich extern miteinander interagierenden Kapitalismusmodellen fest.


Ein Zentrum der Post-VoC-Schule im deutschsprachigen Raum ist das prestigereiche Max-Planck-Institut fr Gesellschaftsforschung in Kln. Wichtige Vertreter sind etwa der ehemalige Direktor des Instituts, Wolfgang Streeck, seinerzeit Berater der Schrder-Regierung und zuletzt mit seinem Buch Gekaufte Zeit Furor im Feuilleton, oder der Max-Planck-Forschungsgruppenleiter Martin Hpner. Beide gehren seit einigen Jahren  und damit kommen wir zurck zum politischen Ausgangspunkt des Artikels  zur Gruppe prominenter mitte-linker Euro-KritikerInnen. Zur Unterftterung ihrer Kritik bringen sie mageblich Annahmen und Denkfiguren der Post-VoC-Diskussion ber Spielarten des Kapitalismus in Anschlag.





 und die vermeintliche Ausweglosigkeit des Euro-Krise


Im Zentrum der Argumentationslinie von Hpner  dieser soll hier im Mittelpunkt stehen, da er deutlich strker auf der institutionellen Mikro-Ebene argumentiert  steht, vereinfachend gesagt, die These, die Spielarten des Kapitalismus in der Eurozone seien institutionell zu heterogen, als dass der Euro als gemeinsame Whrung funktionieren knnte. So hebt er in zahlreichen Verffentlichungen (etwa Hpner 2013) auf die Unterschiedlichkeit der institutionalisierten Lohnfindungsregime in der Eurozone und ihren Beitrag zu strukturell divergierenden Lohnauftriebsquoten ab: im Zeitraum von 1999 bis 2008 seien so z.B. die nominalen Lohnstckkosten in Deutschland um lediglich 1,1 Prozent gestiegen, verglichen mit Anstiegen zwischen gut 25 und gut 35 Prozent in den Sdlndern Italien, Portugal und Spanien und sogar ber 40 Prozent in Irland. Die Folge sei eine massive Verzerrung der realen Wechselkurse, mit den zu erwartenden Konsequenzen fr die Wettbewerbsfhigkeit. Absehbar knnten, so der pessimistische Schluss, weder ein Export des deutschen, makrokonomisch geerdeten Lohnfindungsregimes noch ein europisches Regime dieser Problematik Herr werden knnten. Nur eine Abkehr von der gemeinsamen Whrung knne den einzelnen Nationalkonomien wieder ausreichend Spielraum zur Herstellung preislicher Wettbewerbsfhigkeit geben.


Diese Argumentation, obgleich sie einige wichtige Denkanste enthlt, ist aber institutionell enggefhrt und daher in ihren Schlussfolgerungen berzogen. In Bezug auf den fr die von Hpner angesprochene Problemkonstellation paradigmatischen deutschen Fall, lautet die Essenz der Post-VoC-Analyse, dass das makrokonomisch zentrierte deutsche Lohnfindungsregime aufgrund seiner institutionellen Struktur dazu tendiere, die preisliche Wettbewerbsfhigkeit zuungunsten der Lohnabhngigen zu privilegieren. Was Hpner allerdings  wie die Post-VoC-Literatur im Allgemeinen  zu wenig bercksichtigt sind die Klassenbeziehungen und die mit ihnen verwobenen Machtverhltnisse, welche in den Institutionen ihren temporr fixierten Ausdruck finden, sie zugleich aber auch fortwhrend verndern. In seiner Analyse bleibt deshalb die Tatsache fast vllig auer Acht, dass der von ihm analysierte Zeitraum (schwerpunktmig das erste Jahrzehnt dieses Jahrtausends) gleichzeitig auch eine ausgeprgte Schwchephase der deutschen Gewerkschaftsbewegung war  ein Schwche die weniger durch Vernderungen in der institutionellen Infrastruktur als durch wirtschaftliche Strukturvernderungen und die politische Growetterlage verursacht war.





Transformation des institutionellen Unterbaus durch Gegenmacht


In den Debatten ber gewerkschaftliche Erneuerung wird hingegen seit einigen Jahren ein Comeback der Gewerkschaften verzeichnet, welches sich zum Beispiel in einer Rckkehr zum Mitgliederwachstum, oder wenigstens stabilisierung, Organisierungs- und Tariferfolgen niederschlgt (so etwa Schmalz & Drre 2013). In der Folge sind auch die deutschen Realeinkommen und, in Verbindung damit, die Lohnstckkosten in der jngsten Vergangenheit wieder deutlich und ber dem europischen Durchschnitt gewachsen  erstere etwa zwischen 2010 und 2015 um 7,1%. Dieser Sachverhalt, der durch eine Erweiterung des Betrachtungszeitraums deutlich geworden wre, entgeht Hpner und deutet auf eine institutionelle Blickverengung hin, welche in der Tendenz die gesamte Post-VoC-Literatur prgt. Einfach gesagt: das Problem sei institutioneller Natur, die Lsung knne deshalb auch nur  oder eben, in diesem Fall: nicht  in den Institutionen liegen. Im Ergebnis scheint lediglich die Auflsung der Euro-Zone als gangbarer Weg.


Dass die Verwerfungen im konomischen Unterbau des Euro nicht vorrangig mit dessen (selbstverstndlich verbesserungswrdigen) institutionellen Design, sondern vielmehr mit einer besonderen Konjunktur der Strke der deutschen und anderer nord-zentraleuropischen produktionsorientierten Kapitalfraktionen begrndet lagen, kann so nicht erfasst werden. Ebenso wenig deutlich wird die Perspektive, dass ihre Behebung neben einer generellen Revitalisierung von Arbeiter- und Gewerkschaftsmacht einer strkeren europischen Zusammenarbeit der Gewerkschaften, inklusive einer tarifpolitischen Koordination  allerdings keiner von oben institutionell konstruierten, sondern einer von unten aus den Organisationen heraus gewachsenen  bedarf.


Glcklicherweise hat es auch hier in den letzten Jahren einige ermutigende, wenn auch nach wie vor begrenzte Fortschritte gegeben. Um deren Wichtigkeit (auch) fr die Zukunft des Euros und der europischen Integration zu erkennen, bedarf es allerdings alternativer Anstze der vergleichenden Kapitalismusanalyse. Ansatzpunkte bieten hier zum Beispiel kritische Varianten der Regulationstheorie, aber auch die zu Unrecht in Vergessenheit geratene lateinamerikanische Dependenzschule, die etwa helfen knnte, die hierarchische Verzahnung von europischen Kapitalfraktionen und Kapitalismusmodellen sichtbar zu machen. Der institutionell verkrzte Spielarten-Blick ist jedenfalls fr sich genommen nicht ausreichend. Kritische WissenschaftlerInnen tun, ebenso wie die politische Linke, besser daran, sich auf Mglichkeiten zur Vernderung der Krfteverhltnisse innerhalb der Institutionen und schlielich auf deren Transformation in bereinklang mit einem sozial-kologisch gewendeten europischen Projekt zu konzentrieren.





Matthias Ebenau ist Gewerkschaftssekretr der IG Metall und Lehrbeauftragter an Universitten in Argentinien und Deutschland.
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Was ist eigentlich Finanzialisierung?

Die Bedeutung der Finanzwirtschaft im gegenwärtigen Kapitalismus ist gestiegen. Das heißt mitunter mehr Instabilität, Ungleichheit, und Demokratieprobleme

Daniel Mertens
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	Davie Bowie hier noch als realwirtschaftliches Produkt
	Karen in California  (CC BY-SA 2.0)


Als David Bowie Anfang des Jahres verstarb, erinnerte die Financial Times an ein besonderes Meisterstck des Knstlers: Bowie Bonds. Der Musiker hatte 1997 die Einnahmen aus 25 seiner Alben verbrieft und damit zu einer auf den Finanzmrkten handelbaren Anleihe gemacht. Seine Fans hatten allerdings Schwierigkeiten Bowie Bonds zu erwerben: Die gesamten Wertpapiere im Wert von 55 Millionen US-Dollar wurden von einem einzelnen institutionellen Anleger aufgekauft, der auf Renten- und Lebensversicherungen spezialisierten Prudential Insurance Company.


Diese kleine Episode im Aufeinandertreffen von Finanzmarkt und Popkultur steht exemplarisch fr einen graduellen Strukturwandel in der Funktionsweise kapitalistischer konomien, der als Finanzialisierung bezeichnet wird. Unter diesem Begriff wird eine ganze Reihe von miteinander verschrnkten politischen, konomischen und kulturellen Prozessen gefasst, in denen Finanzaktivitten und -akteure einen wachsenden Einfluss auf unterschiedliche gesellschaftliche Bereiche nehmen. Dazu zhlt erstens die Tatsache, dass ein zunehmender Teil der volkswirtschaftlichen Profite durch Finanzgeschfte erzielt wird; und zwar nicht allein von Banken und institutionellen Investoren wie Versicherungen und Pensionsfonds, sondern auch von klassischen Industrieunternehmen. Damit verbunden ist zweitens der Befund, dass unternehmerische Entscheidungen verstrkt der Kontrolle durch Finanzinvestoren unterliegen, die sich negativ auf Arbeitsverhltnisse und langfristige Investitionsentscheidungen durchschlagen kann (Stichwort: shareholder value). Drittens umschreibt der Begriff die geographische und sozialstrukturelle Ausweitung von Finanzanlagemglichkeiten und Finanzprodukten fr Bevlkerungskreise, die bislang weder als Investoren noch als Kreditnehmer in Erscheinung getreten sind, wodurch mehr Menschen ihr Handeln an objektiven Finanzmarktprinzipien orientieren.


Die Voraussetzungen fr diese Tendenzen sind vielfltig. Das innovative Potenzial des Finanzsektors, neue Produkte wie Bowies Verbriefungen hervorzubringen und (regulatorische) Nischen fr neue Akteure wie Hedgefonds und Kapitalbeteiligungsgesellschaften zu nutzen, ist eine. Zugleich bedarf es aber auch einer politischen Reorganisation gesellschaftlicher Bereiche, vom Wohnungsmarkt bis zu den Systemen sozialer Sicherung, um berhaupt den Boden fr Finanzialisierungsprozesse zu bereiten. Wer an den Umbau der ffentlichen Daseinsvorsorge denkt, an Rentenkrzungen und Privatisierungen, und dabei die Hypes von der T-Aktie ber die Riester-Rente bis zum kreditfinanzierten Wohneigentum in der aktuellen Niedrigzinsphase im Blick behlt, wird diesen Zusammenhang offensichtlich finden.


Pfade und Konsequenzen der Finanzialisierung


Obwohl Finanzmrkte lngst global sind und das moderne Finanzwesen in viele periphere Regionen vorgedrungen ist, sind die damit beschriebenen Prozesse alles andere als einheitlich. Unterschiedliche Lnder und Regionen sind zu einem unterschiedlichem Grad finanzialisiert, was darauf verweist, dass Finanzialisierung politisch gestaltbar ist: Die USA und Grobritannien beispielsweise haben in ihrer jngeren Entwicklung mehr auf die Liberalisierung des Finanzmarktes und die Strkung ihrer Finanzpltze gesetzt als andere Lnder, was ihnen Machtvorteile in der internationalen Wirtschaftsordnung bescherte. Das exportorientierte deutsche Modell hat von der Verschuldung in anderen, nicht zuletzt sdeuropischen, Lndern profitiert, ohne sich mit den Folgen einer inlndischen Kreditblase auseinandersetzen zu mssen. In Osteuropa beruhen Finanzialisierungsprozesse berwiegend auf den Aktivitten auslndischer Banken und in zahlreichen Entwicklungslndern fut die Integration weiter Bevlkerungsgruppen in globale Finanzkreislufe auf der Mikrofinanz. Der Begriff Finanzialisierung muss also historische und lokale Begebenheiten bercksichtigen, um analytisch hilfreich zu sein.
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	Finanzialisierung hin oder her: In the end we are all dead. Rest in Peace Bowie.
	Karen in California  (CC BY-SA 2.0)


Die Konsequenzen der finanzgetriebenen Landnahme sind allerdings weitreichend. Mit dem Wachstum des Finanzsektors whrend der vergangenen 30 Jahre lsst sich eine zunehmende Instabilitt der Weltwirtschaft beobachten, die auf tieferen und vernetzten Krisen der Finanzmrkte beruht und die in der Funktionsweise der kapitalistischen Finanzwirtschaft selbst begrndet liegt (so auch die Hypothese finanzieller Instabilitt des konomen Hyman Minsky). Das trifft nicht nur die Lnder des globalen Nordens, sondern auch immer wieder Bevlkerungsgruppen des globalen Sdens, die mit strkeren Schwankungen von Rohstoffpreisen konfrontiert sind. Darber hinaus finden sich in der Bedeutungszunahme des Finanzsektors auch Ursachen fr den Trend steigender Ungleichheit: zum einen, weil sich ein grerer Anteil des volkswirtschaftlichen Einkommens bei Finanzakteuren sammelt und so eine neue Gruppe der working rich entstehen konnte; zum anderen weil der Druck der Finanzmrkte auch auf Beschftigungsverhltnisse im Industrie- und Dienstleistungssektor durchgreift, wo die Verhandlungsmacht der Arbeitnehmer_innen schwindet. Zu guter Letzt lsst sich auch eine Verschiebung der politischen Machtverhltnisse feststellen, nicht nur mit Blick auf direkte Einflusskanle, sondern weil die Bedeutung der Finanzmrkte auf politische Entscheidungen strukturell durchschlgt: Finanzmarktinteressen erhalten ein greres Gewicht in der Formulierung der Wirtschaftspolitik, zum Beispiel in Form einer glaubwrdigen Finanzpolitik, einer vermgensorientierten Geldpolitik oder einer Industriepolitik fr den Finanzsektor.


Die seit 2007 anhaltende Finanzmarktkrise und die Art der Krisenpolitik in Europa unterstreicht diese Befunde. Die Rettung systemrelevanter Banken bei gleichzeitiger Verschlechterung der Lebensverhltnisse weiter Bevlkerungsteile ist Ausdruck der politischen Priorittensetzung. Die skizzierten Finanzialisierungsprozesse weisen auch darauf hin, warum eine Institution wie die Europische Zentralbank so mchtig werden konnte: Whrend andere Mittel der Krisenbearbeitung ideologisch oder materiell versperrt sind, konzentrieren sich die Manahmen der EZB auf die Stabilisierung der Finanzmrkte und deren Versorgung mit Liquiditt, damit auch das realwirtschaftliche Wachstum wieder anzieht; bislang mit migem Erfolg.


Was tun?


Mit Finanzialisierung steht nun im besten Fall ein analytisches Konzept zur Verfgung, das dabei hilft zu erkennen wie und wo Finanzmrkte strukturell einer sozialen und demokratischen Gesellschaftsordnung im Wege stehen. Leider neigt Kritik an Banken und Finanzmrkten, so rgte einst der Historiker Jakob Tanner, regelmig dazu sich entweder in politischem Popanz zu ergehen oder antisemitische Stereotype zu bedienen  die Heuschrecken- und Rothschild-Diskurse sind dafr bestes Anschauungsmaterial. Die fortdauernde Krise hat aber Mglichkeitsrume geffnet, um fundamental ber die Rolle von Banken und Finanzmrkten zu diskutieren. Wie lsst sich nicht nur der systematische Betrugscharakter des gegenwrtigen Finanzsystems ausschalten, den unlngst auch konservative Kommentatoren bemngeln, sondern wie kann ein Umbau desselbigen transformativ auf unser Wirtschaftsmodell wirken? Wie kommen wir von dem wohl wirklichkeitsnchsten Vorschlag einer Finanztransaktionssteuer weiter zur Strkung neuer ffentlicher und genossenschaftlicher Modelle? Wie knnen wir das Finanzsystem verteilungsgerecht stutzen und die bislang uerst technokratische und komplexe Finanzmarktregulierung demokratisierbar machen? Mit den ungelsten Schwierigkeiten von Commerzbank und Deutsche Bank sowie dem ber allem schwebenden Digitalisierungstrend fngt hierzulande die Diskussion vielleicht erst richtig an. Changes are taking the pace, wrde David Bowie sagen.


Daniel Mertens ist Politikwissenschaftler an der Goethe-Universitt Frankfurt und forscht zu Themen der Vergleichenden und Internationalen Politischen konomie. 2015 erschien sein Buch ber Privatverschuldung und Finanzialisierung im Campus Verlag.







Nicht im Grand Hotel »Abgrund« einrichten

Ein dreiviertel Jahr nach Gründung von DiEM25




pf: Im Namen steckt schon ein ambitionierter Zeitplan  bis 2025 will DiEM25 beziehungsweise das Democracy in Europe Movement 2025 eine radikale Demokratisierung Europas erreichen. Kurze Zwischenbilanz nach einem Dreivierteljahr: Was sind Erfolge und Enttuschungen?


Srecko Horvart: Seit der Grndung im Februar in der Berliner Volksbhne haben wir tausende Untersttzer in ganz Europa gewonnen  einfache BrgerInnen, AktivistInnen, Intellektuelle aus verschiedensten Bewegungen und Parteien. Wir haben Mitglieder in allen EU-Staaten und sogar in einigen Nicht-EU-Staaten wie der Trkei und Serbien. Auf der Praxisebene versuchen wir eine neue Dialektik zwischen Horizontalitt und Vertikalitt zu entwickeln. Auf der politischen Ebene verbinden wir die lokale, nationale und internationale Ebene. Ohne eine paneuropische Bewegung, die politische Kmpfe auf den verschiedenen Ebenen verbindet, wird Europa scheitern. [bookmark: _GoBack]Wir arbeiten an einer solchen Bewegung mit einer gnzlich neuartigen Organisationsform, was selbstverstndlich nicht einfach ist. Es wird in den kommenden Monaten sicher noch viele berraschungen geben  vor allem im nchsten Jahr, wenn DiEM whrend der wichtigsten Wahlkmpfe in Europa, denen in Frankreich und Deutschland, aktiv und sichtbar werden wird  nicht als Partei, sondern als Bewegung, die sowohl mit Parteien als auch anderen sozialen Bewegungen eine progressive europische Agenda entwickelt. Das ist eine Einladung an alle progressiven Krfte Europa uns zusammenzutun.
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	Srećko Horvat
	Foto Petar Marković


pf: Teile der Linken in Europa versuchen nationalistischen EU-Feinden mit dem Konzept eines linken Exit  auch Lexit  das Wasser abzugraben. Was hltst Du davon? 


Horvart: Glaubt irgendjemand daran, dass Grobritannien seit dem Brexit tatschlich eine Insel ist? Geographisch ist sie das, aber geopolitisch? Es ist doch naiv zu glauben, dass es heutzutage ein Auen des Kapitalismus gebe. Oder wie Yanis Varoufakis sagt: Es ist wie im Hotel California  man kann jederzeit einchecken, aber man kommt nicht mehr raus. Die Lexit-Argumentation will eine Entkopplung vom globalen Kapitalismus durch einen Rckzug in den Nationalstaat. Aber die europischen NationalistInnen mit einem sozialistischen Nationalismus bekmpfen zu wollen, ist nicht nur ein falsches, sondern auch ein gefhrliches Unterfangen. Es ist falsch, weil selbst wenn man drauen ist und beispielsweise die Eurozone verlsst, trotzdem den Auswirkungen des globalen Kapitalismus ausgesetzt bleibt. Und es ist gefhrlich, weil das von NationalistInnen von Ungarn bis Polen genutzt wird.


Darber hinaus lohnt ein Blick auf den Wandel von Teresa May von einer Remainerin zur Brexit-Befrworterin. Wir brauchen stattdessen einen pan-europischen zivilen Ungehorsam. Dem globalen Kapitalismus kann man sich nur mit einer progressiven Internationale entgegenstellen. Von der Flchtlingskrise bis zu den geheimen Handelsabkommen CETA und TTIP, die neuen Kriege und die neuen Mauern knnen nur auf internationaler Ebene bekmpft werden. Mir scheint, dass unsere GenossInnen aus der Plan-B und Lexit-Fraktion die Lehren aus den historischen Debatten ber den Sozialismus in einem Land vergessen haben.


pf: In gewisser Weise ist DiEM25 auch eine alternative europische Verfassungsbewegung. Nach dem Brexit und den gescheiterten bisherigen Referenden ber eine europische Verfassung  woher der Optimismus?


Horvart: Ich glaube nicht an Optimismus. Was wir brauchen ist Hoffnung ohne Optimismus. Wir stehen am Rande des Abgrunds, andere wohnen sogar im berhmten Grand Hotel Abgrund[bookmark: _ftnref1][1], aber optimistisch sein und an die Methoden von gestern glauben, ist naiv. Die soziale Revolution muss ihre Poesie aus der Zukunft schpfen, wie das Marx so treffend in Der achtzehnte Brumaire des Louis Bonaparte beschrieben hat. Das ist der Punkt, an dem Hoffnung ins gesellschaftliche Bewusstsein eintritt. Wenn es uns gelingt die Zukunft in den Rissen der Gegenwart zu bauen, sei es wie bei den Kooperativen Barcelonas oder den Alternativwhrungen und Solidarittsbewegungen in Griechenland, so nhern wir uns schrittweise einer alternativen Verfassungsbewegung. Der Brexit ist jedenfalls kein Grund fr Optimismus. Die Tatsache, dass Labour mit seinen 500.000 Mitgliedern grer ist als alle britischen Parteien zusammen und damit die strkste Mitte-Links-Partei Europas hingegen schon.


pf: KritikerInnen monieren die Abwesenheit eines politischen Subjekts im Manifest von DiEM25. Was erwiderst Du Ihnen? 


Horvart: Die Frage nach dem politischen Subjekt ist eine wichtige Frage. Wer ist mit Wir EuroperInnen im gegenwrtigen Europa gemeint? Die Frage stellt sich ja gerade, weil die EU so schrecklich darin versagt hat, einen europischen demos, ein europisches Staatsvolk, zu schaffen. Deshalb haben wir ja den immer strkeren Rckzug auf die Idee des Nationalstaats und den Phantasien von nationaler Souvernitt. DiEM25 hat wie Du ja schon gesagt hast, einen sehr ambitionierten Plan. Wir gehen nicht davon aus, dass es ein feststehendes politisches Subjekt gibt, sondern dass dieses erst in einem kontinuierlichen Prozess geschaffen werden muss. Es ist offensichtlich, dass es nicht vom EU-Establishment geschaffen wird, sondern von den progressiven Bewegungen Europas, von der Peripherie ins Zentrum. Die griechischen und franzsischen Arbeiter eint oder sollte zumindest einen, dass die gleichen Arbeitsmarktreformen, die in Griechenland eingefhrt werden, als Bumerang nach Frankreich zurckkehren.


Die Sozialdemokratie macht seit einiger Zeit das, was normalerweise Konservative tun wrden. Aber Syntagma und Nuit Debout sind nicht so fern. Das gleiche gilt fr das Netzwerk der rebellischen Stdte von Barcelona bis Neapel. Es ist entscheidend, diese Kmpfe zu universalisieren. Nur wenn die scheinbar unverbundenen partikularen Widerstnde verbunden oder in einem hegelianischen Sinn verallgemeinert werden, knnen wir das politische Subjekt schaffen, dessen Europa so dringend bedarf. DiEM25 will hierfr einen Raum, eine Infrastruktur bieten, den Klebstoff wenn man so will. Damit die Poesie aus der Zukunft geschpft werden kann.


Srećko Horvat ist ein kroatischer Philosoph sowie Grndungsmitglied und Inspirator von DiEM25. Die bersetzung aus dem Englischen besorgte Stefan Gerbing.





[bookmark: _ftn1][1] Dies spielt auf den Text Grand Hotel Abgrund von 1933 an, in dem Georg Lukcs den Intellektuellen der Frankfurter Schule vorwirft, sie schauten von der Terrasse besagten mataphorischen Hotels bei einem Aperitif auf das Elend der Welt. Er kritisierte damit die Isolierung kritischer Theorie von politischer Praxis und revolutionrer Bewegung.




Mosaik oder Kaleidoskop

7 Thesen wieso die Linke heute über den Neoliberalismus hinaus statt dahinter zurück muss

Jan Schlemermeyer


Der wichtigste Unterschied innerhalb der zeitgenssischen Linken verluft zwischen Vertretern einer Politik des folkloristischen Lokalismus () und denen, die eine Politik entwerfen, die sich in einer Moderne der Abstraktion, Komplexitt, Globalitt und Technologie zu Hause fhlt 


(Nick Srnicek/Alex Williams)





Ein wesentliches, aber bisher eher wenig beachtetes Ergebnis der Debatte ber die Grenzen und Mglichkeiten einer Mosaiklinken ist die folgende berlegung: Die passende Metapher fr das politische Subjekt einer befreiten, aber arbeitsteiligen Gesellschaft ist eher Kaleidoskop- als Mosaiklinke. Denn die Linke msste heute vielmehr ein Prozess der grenzbergreifenden Vernderung, denn ein Akteur der ordentlichen Verwaltung sein. Die Grenze verluft daher nicht mehr einfach zwischen einer reformistischen und einer radikalen Linken, sondern zwischen denen, die bereit sind, quer zu den Handlungsfeldern und Institutionen Potentiale des Gemeinsamen frei zu legen und entsprechende Verbindungen zu schaffen  und denjenigen, die auf der einen wie der anderen Seite die Krisen des globalen Kapitalismus mit einer reaktionren Rckkehr zur vermeintlichen bersichtlichkeit von Nationalstaat, Identitt oder Familie beantworten wollen. Warum die Grenzen neu gezogen werden mssen? Dazu im Folgenden sieben Thesen.
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	Mosaik- oder Kaleidoskoplinke  nicht nur eine Frage der Metapher
	micagoto (CC BY-NC 2.0)






		Das Problem liegt heute weniger darin, dass es keine Vorschlge fr andere, sozialere und kologischere Politikinhalte geben wrde  die gibt es entgegen der beklagten Alternativlosigkeit massenhaft. Vielmehr fehlt sowohl fr die Forderungen sozialer Bewegungen wie fr die linker Parteipolitik insgesamt eine realistische Durchsetzungsperspektive. Die folgenlose Flut alternativer Konzepte ist insofern selbst schon zu einem Symptom der postdemokratischen Entpolitisierung geworden. Ein wesentlicher Grund fr dieses praktische Scheitern linker Politik ist, dass die Auswirkungen der gesellschaftlichen Transformation seit den 1970er Jahren auf den Bereich des Politischen, das heit der strategischen Formulierung und Konzeption, bisher nicht hinreichend reflektiert wurden. Denn als deren Folge stellt sich das linke Milieu als kulturell segmentiert, sozial zerklftet, politisch dadurch gespalten (Walter 2010) dar. Das erfordert ein neues Wir jenseits alter Gruppen- oder Klassenidentitten. Diskurstheoretisch formuliert geht es um sogenannte quivalenzketten oder Diskurskoalitionen (Mikfeld 2011). Dabei geht es nicht nur um die Frage der politischen Kooperationsfhigkeit innerhalb der Linken, sondern mehr noch um die Frage, inwiefern sie insgesamt zu ihrer sozialen Verbreiterung in der Lage ist. Denn wenn schwache Bewegungen mit lahmen Parteien kooperieren, bringt das, abgesehen von einer Menge Bndnistreffen, auch nicht viel.

		Diese Problemdiagnose verweist auf tieferliegende soziale Prozesse, insbesondere auf eine Erhhung des Grades gesellschaftlicher Differenzierung, welche die klassisch fordistischen Formen linker Politik, wie zum Beispiel das Konzept der politischen Fhrung und der Eroberung der politischen Macht (Kellner/Lieberam/Steigerwald 2013), problematisch gemacht haben. Eine moderne Konzeption linker Politik muss daher systematisch auf diese Ausdifferenzierungsprozesse reagieren, wenn die politische Linke in absehbarer Zeit gesellschaftlich wirkmchtig werden will. Da heute weithin unklar zu sein scheint, wie eine linke Politik das Problem (und die Chance) der Freiheit systematisch in eine Strategie gesellschaftlicher Vernderung einbauen kann, ist die theoretische Frage nach einer bergreifenden Vermittlung unterschiedlicher Handlungsfelder und Interessen auch eine von praktischer Relevanz. Politisch meint das die Aufgabe, einen linken Umgang mit dem aktuellen Grad der gesellschaftlichen Differenzierung zu finden, der in der Lage ist, das Freiheits- und Individualittsversprechen des Neoliberalismus kritisch gewendet aufzunehmen und insofern als strategische Handlungsanleitung einer Praxis dienen kann, die soziale Gerechtigkeit durch und nicht trotz politischer Freiheit grenzbergreifend verwirklicht.

		Genau an diesem Punkt setzen verschiedene, hufig etwas blumig klingende Konzepte zur Rekonfiguration linker Politik, wie Mosaiklinke (Urban 2009) und Multitude (Hardt/Negri 2004) an. Damit ist  bei allen Unterschieden im Detail  der Anspruch verbunden, eine Neudefinition des Konzeptes materieller Demokratie zu leisten, indem dessen Fokussierung auf die fordistische Industriegesellschaft und deren Akteure seitens der meisten linken Spektren durch eine postfundamentalistische ffnung des Politikverstndnisses insgesamt vermieden wird. Demnach haben Gesellschaften des entwickelten Kapitalismus einen Grad an Komplexitt erreicht, in dem kein Akteur a priori feldbergreifende Handlungskompetenz reklamieren kann (Urban 2012). In diesem Sinne werden Bewegungen und Regierung bzw. Institution insgesamt nicht mehr als blo empirische Akteure, sondern als unterschiedliche soziale Handlungsformen bzw. -felder gedacht, die auf der Grundlage eines programmatischen Umbaus der Institutionen der parlamentarischen Demokratie und einer Rekonfiguration des Selbstverstndnisses von sozialen Bewegungen und Gewerkschaften verbunden werden knnen. Das meint insbesondere eine Absage an jede Form avantgardistischer Politik und ein Verstndnis von Solidaritt, das die Vernderung des eigenen Standpunktes als produktive Chance einkalkuliert. Gerade deswegen sind die Methoden der Erarbeitung von Gemeinsamkeiten und Differenzen zentral (Buckel/Ypsilanti 2012).

		Soll es sich bei den Anstzen zur Redefinition linker Politik um mehr als bloe Metaphern der politischen Rhetorik (Urban 2012) handeln, gilt es einen Begriff des politischen Feldes zu entwickeln, der die instrumentelle Vorstellung von (Bndnis-)Politik berwindet. Angesichts der strategischen Ratlosigkeit der politischen Linken scheint die Feststellung des Systemtheoretikers Uwe Schimank, dass sich die materialistische Theorie bisher ausgiebig den Analysen entlang der vertikalen Ungleichheits- und Herrschaftsdimension von Gesellschaft und (zu) wenig dem Aspekt der horizontalen Ungleichartigkeit der verschiedenen Handlungsfelder gewidmet hat (Schimank 2000) nicht ganz aus der Luft gegriffen. Ansatzpunkt fr eine umfassendere Betrachtung des Problems kann daher zunchst die theoretische Feststellung sein, dass kapitalistische Gesellschaften nicht nur als Herrschaftsordnungen, sondern ebenso auf der Sachebene als komplexe Systeme von Organisationen beschrieben werden knnen. Komplex meint hierbei erst einmal die schlichte Tatsache, dass eine adquate Beschreibung des Kapitalismus vieler Stze (oder Formeln) bedarf (Ernst 2009) und nicht einfach aus einer Logik oder der Herrschaft einer sozialen Klasse abgeleitet werden kann. In der Sache selbst ist soziale Differenzierung dabei begrndet, da sie in der erkenntnistheoretischen Unmglichkeit [wurzelt], Information mehr als bis zu einem gewissen Ausma zu reduzieren. 

		Innerhalb der Linken wird soziale Komplexitt jedoch hufig nur positiv im Sinne einer Zunahme von Optionen und nur selten als eine Form der negativen Strukturierung von Wahlmglichkeiten aufgrund der berforderung von Verarbeitungskompetenzen verstanden. Dabei liegt hier vielleicht der Schlssel zum Verstndnis der Berechtigung verschiedener Bereiche, wie eben Partei und Bewegung. Dass es keine objektive Antwort auf die Frage nach einer menschlichen und zugleich auch funktionierenden Form der gesellschaftlichen Reproduktion gibt (wie liberale und marxistische Technokratie gerne glauben wollte), heit nicht, dass einfach alles unmittelbar mglich ist. Will man also nicht einer reaktionren Reduktion von Komplexitt das Wort reden, sondern vielmehr am Ziel einer Demokratisierung der Differenzierung (Alex Demirovic) festhalten, stellt sich die Frage, ob die Sachdimension kapitalistischer Herrschaft als eine spezifische Ebene gesellschaftlicher Vermittlung mit eigener Dichte politisch ernster genommen werden sollte. Schlielich wird das Reich der Freiheit auf absehbare Zeit auch noch mit einem sozialen Reich der Notwendigkeit, also einem bestimmten Stand der Formen sozialer Informationsverarbeitung verbunden sein. Denn die Ausbildung verschiedener Rationalittsformen, Institutionentypen und Spezialisierungen ist eben auch ein historisches Ergebnis von sozialen Praxen, Erfahrungen und Wissensbestnden, die gesellschaftlich sedimentieren. Das aber heit, soziale Differenzierung als ein integrales Moment moderner Gesellschaften zu begreifen, das weder voluntaristisch bergangen werden kann, noch einfach in Herrschaft aufgeht, sondern vielmehr einen widersprchlichen Bestandteil der sozialen Realitt darstellt  und als solcher immer auch von Subalternen erkmpft wurde.

		Diese Analyse hat Auswirkungen auf die Konzeption von Zielvorstellung wie Modus linker Politik. Denn genau hier  in der Einsicht in die widersprchliche Rationalitt einer gesellschaftlichen Reproduktion durch soziale Differenzierung  liegt die Aufgabe, dem sich alle Anstze zur Neubestimmung linker Politik unter den Bedingungen der komplexen kapitalistischen Gesellschaft stellen mssen. Dabei geht es um nicht weniger als das Problem, dass es bisher kein dem Kapitalismus ebenbrtiges, emanzipatorisches Konzept eines Systems gibt, welches die gesellschaftliche Gesamtarbeit im globalen Mastab in Einzelttigkeiten zerlegt und diese wieder zusammenfhrt. Daher muss die Organisationsleistung und der Rationalittsfortschritt konkret innerhalb der Handlungsfelder des Bestehenden, die Erweiterung sozialer Freiheiten bereits in institutionellen Errungenschaften, in vernderten Rechtssetzungen und kaum mehr rckgngig zu machenden Mentalittsverschiebungen (Honnneth 2015) analysiert werden. Alle Versuche dieses Problem zu umgehen, verweigern sich der Einsicht in die Zweckrationalitt verschiedener Handlungsfelder mittels der politischen Phantasie eines souvernen Neuanfangs. Oder um dasselbe Problem nochmal mit der etwas theologischen Metapher eines anderen Systemtheoretikers zu beschreiben: Am Anfang war das weie Blatt, nicht das Wort  aber nur am Anfang, danach nicht mehr, danach gibt es kein Anfangen mehr, sondern nur ein Weitermachen. (Nassehi 2015)

		Entledigen sich die Anstze zur Neubestimmung linker Politik von der Souvernittsfiktion eines Bruchs, egal ob er nun als Phantasie eines revolutionren Neustarts (Unsichtbares Komitee 2010) oder eines etatistischen Gesamtplans (Wagenknecht 2016) auf das weie Blatt einer doch lngst beschriebenen Gesellschaft gezeichnet wird, dann knnen sie reformuliert werden. Das wrde diese Anstze von der nach wie vor mitschwingenden Bedeutung einer so ausgeklgelten wie instrumentellen Taktik befreien. Auf der Ebene des politischen Modus wrde das die autoritre Frage nach der Integration durch jene nach den adquaten bersetzungsformen zwischen verschiedenen, jeweils eben auch funktional begrndbaren sozialen Logiken ablsen. Ein Einrichten im Bestehenden (oder gar eine Absage an die prinzipielle Unterscheidbarkeit von links und rechts, wie sie einigen Systemtheoretiker vorschwebt) muss das nicht heien, denn schlielich gibt es keine soziale Funktion, welche die Gesellschaft nicht entbehren knnte (). Nichts kann verhindern, dass die Gesellschaft die Verfassung oder das Eigentumsrecht aufgibt, sofern etwas an ihre Stelle tritt, was als funktionales quivalent dieser Struktur wirken kann (Bachur 2013). Vernderung aber wre dann  jenseits von Reform und Revolution  zu denken als ein Prozess der Transformation mit kaum kalkulierbaren Rckkoppelungen. Befreiung als Zielvorstellung wre insofern nicht mehr das Tabula-Rasa am Ende aller Tage, sondern vielmehr die Entfesselung der vielfltigen Rationalitten sozialer Arbeitsteilung aus den Systemzwngen ihrer kapitalistischen Form. Mit anderen Worten: Das Ziel wre am Ende ein zwangloses Zusammenspiel aller sozialen Freiheiten in der Differenz ihrer jeweiligen Funktionen (Honneth 2015).







Jan Schlemermeyer ist Politikwissenschaftler, lebt in Berlin undist u.a. bei Blockupy aktiv. Er ist Mitautor eines Bandes zu Geschichte und Organisierung der Antifa (theorie.org) und arbeitet bei der LINKEN.
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Ökonomie neu denken, ÖkonomInnen anders ausbilden!

Gegen die Monokultur in der Volkswirtschaftslehre

Janina Urban


Dass die Wissenschaft als gesellschaftliches Teilsystem hufig den Interessen der Mchtigeren folgt, drfte Beobachter*innen des Weltgeschehens nicht entgangen sein. Dass gerade die Wirtschaftswissenschaft einen legitimatorischen Rahmen fr das jeweilige Wirtschaftssystem schaffen kann, stellt wahrscheinlich ebenfalls keine berraschung dar. Und trotzdem rebellieren schon seit ber fnf Jahren Studierende der Volkswirtschaftslehre (VWL) weltweit gegen ihr einseitiges Studium, in dem sie hufig weder etwas ber Finanz- und Wirtschaftskrisen lernen, noch von einer Welt jenseits idealisierter, individueller (Konsum-)Entscheidungen. Sie fordern eine plurale konomik, die helfen soll, Probleme, wie globale Ungleichheiten, Finanzkrisen oder Klimawandel anzugehen. Bleibt die konomik  freiwillig oder unfreiwillig - Wegbegleiterin eines neoliberalen Wirtschaftssystems? Gibt es Potenziale, dass der akademische Apparat wirtschaftliche und gesellschaftliche Alternativen aufzeigt oder zumindest Probleme weitreichender als bisher analysiert? Um die Bedeutung einer eher wissenschaftsinternen Debatte in den aktuellen krisenhaften Zeiten soll es in der folgenden Annherung gehen.


Verkappte Weltverbesserer?


Das ffentliche Bild von VWLern oder VWLerinnen ist recht genau bestimmbar. Er oder sie ist ein wenig politisch interessiert, karrierebewusst, aber eher auf den sozialen Status bezogen als aufs groe Geld. Einige von ihnen wollen die Welt verbessern, aber viele haben eine Abneigung gegenber vermeintlich platten linken Argumenten. Solche Abgehobenheit macht sie erst einmal unsympathisch fr sozial denkende und handelnde Menschen und dieses Geflle wird im Studium eher geschult als abgebaut. Denn das Credo der neoklassischen VWL ist, dass sie im Gegensatz zu den ungenauen Sozialwissenschaften die Kosten und Nutzen bestimmter politischer Manahmen wertneutral bemessen knne. Zwar ist diese Weltsicht, die nur vom Individuum aus denkt und mit dem Utilitarismus einer Philosophie aus dem 18. Jahrhundert folgt, nicht sonderlich wertneutral. Allerdings stellt beispielsweise die Mglichkeit die Wirkung von Steuern, Mindestlhnen oder Freihandelsabkommen auf die Beschftigung oder das Bruttoinlandsprodukt berechnen zu knnen in der Tat einen wissenschaftlichen Fortschritt dar. Warum gelten konom*innen dann trotzdem als die Buhmnner und -frauen?
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	Bei mehr Pluralitt auf den Lehrsthlen wre man von Einbrchen weniger berrascht gewesen
	meryddian (CC BY-ND 2.0)


Der Ruf nach Pluralismus


Die Kritik vieler Studierenden und Wissenschaftler*innen richtet sich auf die Tatsache, dass auch konom*innen von der 2007 einsetzenden Finanz- und Wirtschaftskrise berrascht wurden. Ihr Instrumentarium sei zu einseitig, um aktuelle und kommende Herausforderungen zu adressieren. Sie fordern theoretischen und methodischen Pluralismus sowie Interdisziplinaritt. Das heit, dass Marxsche, Keynessche, feministische, kologische, evolutionre oder Anstze der sterreichischen Schule und ihre Weiterentwicklungen im Studium wieder Platz finden sollen. Statt nur Modellierungen und Statistiken sprechen zu lassen, pldiert unter anderem die International Students Initiative for Pluralism in Economics (ISIPE) fr qualitative Methoden, historische Fundierung und den Austausch mit benachbarten Wissenschaften. Sie glauben, dass nur wenn Studierende wissen, dass die neoklassische Theorie und ihre Weiterentwicklungen weder die einzige noch die einzig wahre Konzeption von Wirtschaft darstellt, sie in ihren spteren Berufen anders handeln werden. Das heit, dass sie kritischer gegenber marktoptimistischen Ansichten und Politikempfehlungen werden sowie die VWL zu einer insgesamt weniger hierarchisch und mnnlich geprgten Wissenschaft weiterentwickeln knnten.


Der Einzug des Sozial-Skeptizismus


Mit der Mathematisierung in den 1930/40er Jahre grenzte sich die VWL weiter von den Sozialwissenschaften ab, indem sie unter anderem das unsichtbare Wirken der Marktkrfte herbei modellierte. Hatte die individuelle Nutzenorientierung bisher zur Wohlfahrt aller beigetragen, brachten neuere Theorien vor allem gesellschaftsskeptische Analysen hervor. Arbeitnehmer*innen wrden bei einer Anstellung mglichst wenig Leistung erbringen wollen, Erwerbslose bei zu hohen Sozialhilfestzen keinen Anreiz mehr haben zu arbeiten. Gewerkschaften kmmerten sich nur um die Interessen ihrer Angestellten und nicht um die Beschftigung insgesamt, Politiker*innen wollten nur ihre Whlerstimmen oder ihr Haushaltsbudget maximieren. Auch wurden Theorien zu Marktmacht von Unternehmen und Umweltbelangen entwickelt  allerdings beschrnken sich die Lsungen bei all diesen Problemen auf mehr Wettbewerb und Mrkte oder Anreiz-kompatible Vertrge. Whrend sich sozialwissenschaftlich und philosophisch interessierte Menschen  aber auch Mathematiker*innen  womglich ber all diese Konzepte emprt htten, tendierten die VWLer*innen zur Konformitt.


konomie neu denken


Wenn konom*innen also hufig die ersten sind, die fr Marktliberalisierungen pldieren - beispielsweise bei Freihandelsabkommen oder Lohnstzen - und sich der Rest der Bevlkerung wundert, warum auch nach der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008 neoliberale Politiken immer noch modern sind, dann hat dies auch mit der Einseitigkeit der VWL zu tun. Zwar knnen Marktkrften, Effizienz und Anreizen mittlerweile erstaunliche Koordinationsfhigkeiten zugeschrieben werden. Allerdings sollte man diese weder glorifizieren noch ohne ihre konkreten Kontexte und Auswirkungen darstellen. Wir erleben zurzeit diverse konomische und soziale Krisen wie auch Potenziale, die ein Denken auerhalb von sozialskeptischen und tendenziell marktoptimistischen Rahmen erfordern wrden. Die Fruchtbarkeit oder Unfruchtbarkeit des neoklassischen Paradigmas sollte deshalb nicht nur durch Studierende sondern auch durch eine breitere Masse begleitet werden, die sich durch das aktuelle Gewand der VWL nicht abschrecken lsst. Ein Zitat von der konomin Joan Robinson steht sinnbildlich fr diese Einstellung: Der Sinn konomie zu studieren liegt nicht darin, eine Reihe von vorgefertigten Antworten zu konomischen Fragen zu haben, sondern zu lernen, nicht von konom_innen ber den Tische gezogen zu werden.





Janina Urban arbeitet als wissenschaftliche Referentin im Themenbereich Neues konomisches Denken im Forschungsinstitut fr gesellschaftliche Weiterentwicklung (FGW) Dsseldorf. Im Jahr 2015 schloss sie ihren Master in Economics an der Freien Universitt Berlin ab und ist seit lngerer Zeit unter anderem im Netzwerk Plurale konomik und der International Students Initiative for Pluralism in Economics[bookmark: _GoBack] (ISIPE) aktiv. Ihre Interessensgebiete liegen im Bereich der Makrokonomik und der sozial-kologischen Transformationsforschung.







Die unsichtbare Hand

Oder: Wer kochte, putze und sorgte für Adam Smith?

Katharina Mader


Adam Smith gilt als der Begrnder der modernen Wirtschaftswissenschaften. Diese moderne Wirtschaftswissenschaft beruht auf androzentrischen Wert- und Weltvorstellungen. Sie ist geprgt von mnnlichen Erfahrungen und Interessen und vernachlssigt die Notwendigkeit auch anderen Bedrfnissen Raum zu geben. So blendet sie die spezifischen Erfahrungen und Lebenskontexte von Frauen aus. Angefangen bei der Konstruktion des konomischen Gegenstandsbereichs, ber die Wahrnehmung von Probleme bis hin zu deren Erklrungen und Interpretationen, Wirtschaft wird aus einer mnnlichen Perspektive gedacht.


Der Geburtsort der klassischen Nationalkonomie: Hotel Mama
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	Die langjhrige Wirkungssttte von Adam Smith
	Dierk Schaefer (CC BY 2.0)


Kochen, putzen, Kinder erziehen, Alte pflegen  mehr als zwei Drittel dieser Arbeit leisten Frauen unbezahlt. Der Wert dieser unbezahlten Arbeit entspricht schtzungsweise einem Drittel des Sozialprodukts westlicher Gesellschaften. Dennoch gehrt(e) sie nicht zu den Lebensrealitten der konomen und bleibt unsichtbar. Adam Smith lebte beispielsweise Zeit seines  oder wohl besser ihres  Lebens bei seiner Mutter. Sie war es also deren unsichtbare Hand[bookmark: _ftnref1][1] all jene Arbeiten bernahm, die seit Begrndung der modernen Wirtschaftswissenschaften nicht als Teile ebendieser wahrgenommen werden. Die unbezahlten Beitrge von Frauen zur Wirtschaft werden seither systematisch unterschtzt, bleiben unsichtbar und erfahren weder gesellschaftliche Wertschtzung noch angemessene Beachtung innerhalb der Wirtschaftswissenschaft.


Insofern ist es wenig berraschend, dass eines der zentralen Forschungsfelder innerhalb der feministischen konomie schon seit den 1960er Jahren die Untersuchung von unbezahlter Arbeit und Arbeit in Haushalten, die berwiegend von Frauen geleistet wird, ist.


Arbeit bedeutet fr die herrschenden Wirtschaftswissenschaften ausschlielich marktfrmige Erwerbsarbeit. Das fhrt zum Beispiel dazu, dass bei der Messung des konomischen Wohlstands Hausarbeit zwar in die Berechnung des Bruttoinlandsprodukts (BIP) einfliet, jedoch nur, wenn sie als Dienstleistung zugekauft wird, nicht aber, wenn sie unbezahlt (etwa von Mttern) erbracht wird.


Feministische konomie zielt daher auf die Integration aller Arbeit  auch der unbezahlten  in die konomische Theorie, denn jede Wirtschaft wrde ber kurz oder lang zum Stillstand kommen, wenn diese unbezahlten Arbeiten nicht mehr getan wrden.


Hierfr muss der traditionelle Arbeitsbegriff erweitert werden: Jede gesellschaftlich ntzliche Arbeit sollte als Arbeit wahrgenommen werden, nicht nur die Erwerbsarbeit. Dies schliet neben unbezahlter Pflege- und Hausarbeit auch ehrenamtliche Ttigkeiten, freiwillige soziale Arbeit oder auch kulturelles und politisches Engagement ein.
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	Die verdeckte Seite von Adam Smith  dargestellt am Smith-Denkmal in Edinburgh
	David Farrer (CC BY-NC-ND 2.0)


Arbeit ist ein zentrales  wenn nicht sogar das zentrale Medium der sozialen Integration und in zunehmenden Mae auch der Desintegration in modernen Gesellschaften. Der feministischen konomie geht es daher um eine angemessene Bercksichtigung der Vielfalt der unterschiedlicher Arbeits- und Beschftigungsformen einschlielich ihrer nach wie vor geschlechtsspezifischen Organisation, Verteilung und Bewertung. Zudem geht es um die Untersuchung der geschlechtsspezifischen Einbettung von Arbeit in die Gesamtheit der individuellen und gesellschaftlichen Lebenswirklichkeiten.


Feministische konomie und ein vernderter Arbeitsbegriff


Feministische konominnen fordern einen Arbeitsbegriff, der sich nicht mehr ausschlielich am Umgang mit Materie (Produktion) orientiert, sondern auch am Umgang mit Menschen und Zeit und damit die tatschlichen Perspektiven und Lebensrealitten von Frauen und Mnnern abbilden kann. Entscheidend ist daher, den Begriff Arbeit vor allem bezglich personenbezogener, haushaltsnaher Dienstleistungsttigkeiten neu zu konzeptualisieren um die Gesamtheit von Arbeit und Wirtschaft  den Zusammenhang von Produktion und Reproduktion, unbezahlter und bezahlter Arbeit, Markt und Sorgekonomie ins Zentrum zu stellen. Denn sowohl im Bereich der zurzeit bezahlt geleisteten Arbeit wie auch im Bereich der aktuell unbezahlt geleisteten Arbeiten werden gesellschaftlich und wirtschaftlich notwendige und wertvolle Ttigkeiten verrichtet.


Fr eine Neukonzeptionalisierung des Arbeitsbegriffes ist Arbeit als ein politisches Feld zu verstehen, denn damit lsst sich das gesellschaftlich dominante Verstndnis von Arbeit als Ausdruck von Machtverhltnissen und Interessenkonflikten analysieren. Und genau diese Dimension des Politischen ist dem Begriff Care-Arbeit[bookmark: _ftnref2][2] im Unterschied zum Begriff personenbezogene (haushaltsnahe) Dienstleistung eigen. Seit Mitte der 1990er Jahre gibt es eine Verschiebung der Schwerpunktsetzung innerhalb der feministischen konomie hin zu der Befassung mit unbezahlter (aber auch bezahlter) Care-Arbeit. Dies hat mehrere Grnde: Zum einen ist es eine Folge der vernderten Schwerpunktsetzung innerhalb der feministischen Theorie insgesamt in Form von Genderanalysen. Im Zentrum steht nicht mehr nur die Frauenarbeit, sondern umfassender die Geschlechterverhltnisse als Machtverhltnisse, die besonders in den bezahlten und unbezahlten Care-Bereichen wirksam werden. Zum anderen hat diese Verschiebung damit zu tun, dass es in der konkreten Hausarbeit zu einem Strukturwandel gekommen ist. So wurden einige Hausarbeiten durch Gerte erleichtert und beanspruchen weniger Zeit. Dies beinhaltet jedoch nicht jene Arbeiten mit Care- bzw. Beziehungselementen. Sie sind gleichzeitig diejenigen Elemente, die am allerwenigsten als Formen von Arbeit wahrgenommen werden. Ein weiterer Grund fr die Verschiebung ist, dass in Care-Bereichen Erwerbsarbeitspltze, vor allem fr Frauen entstanden. Der Wandel von unbezahlter zu bezahlter Arbeit fhrte aber bei den Care-Ttigkeiten nicht zu hnlichen Produktivittssteigerungen wie das beim Wandel der unbezahlten Gterherstellung zu bezahlter der Fall war bzw. ist.


Care-Arbeit und die Trennung von Produkt und Produzentin


Der Begriff Care-Arbeit beinhaltet die ffentliche oder private Verantwortung, die bezahlte oder unbezahlte Versorgungsarbeit ebenso wie die Festschreibung von Abhngigkeit oder Ermglichung von Unabhngigkeit. Care-Arbeit kann von der Person, die sie leistet, nicht separiert werden. Das unterscheidet sie vom Arbeitsbegriff, der den konomischen Theorien bislang zugrunde liegt und bei dem es egal ist, wer die Arbeit ttigt: Mit anderen Worten, gibt es eine Trennung zwischen ArbeiterIn und dem Produkt der Arbeit. Wenn der Faktor Arbeit rationalisiert wird, hat dies im konomischen Mainstream nicht zwangsweise Auswirkungen auf das Endprodukt. Bei Care-Arbeit ist dies jedoch sehr wohl der Fall. Denn Care-Arbeit umfasst das Organisieren des Lebensnotwendigen, die lebensnotwendigen gesellschaftlichen Aufgaben zur Produktion des Lebensstandards, zur Schaffung von Voraussetzungen fr die menschliche Entwicklung und die Entfaltung der eigenen Persnlichkeit von Frauen und Mnnern. Sie ist (ber-)lebensnotwendig.


Schlielich geht es bei Care-Arbeit immer um die Frage: Wie wollen wir leben? Damit wird das Private durchaus politisch und die unsichtbare Hand sichtbar!





Mag. Dr. Katharina Mader ist konomin und Habilitandin am Institut fr Institutionelle und Heterodoxe konomie der Wirtschaftsuniversitt Wien. Ihre Forschungsgebiete sind Feministische konomie, Care-konomie und Gender Budgeting. 





Funoten


[bookmark: _ftn1][1] Die von Adam Smith verwendete Metapher der unsichtbaren Hand wird eigentlich als Argument fr die These verwendet, dass die Konkurrenz auf freien Mrkten zu einem allgemeinen Gleichgewicht und im Weitesten zu Wohlstand fhre.


[bookmark: _ftn2][2] Care-Arbeit wird als Arbeiten von Angesicht zu Angesicht, die dazu beitragen die Fhigkeiten der EmpfngerInnen zu entwickeln, definiert. Care-Arbeit im engeren Sinn ist die unbezahlte und bezahlte Arbeit mit und fr vier abhngige Personengruppen  Kinder, Menschen, wenn sie zeitweise krank sind, pflegebedrftige oder auf sonstige Hilfe angewiesene alte Menschen und Menschen mit lngeren oder dauerhaften intellektuellen, physischen und psychischen Beeintrchtigungen. Hufig wird als fnfte Gruppe die unbezahlte Care-Arbeit fr und mit erwachsenen Personen im Haushalt genannt.




Goldrausch

Die staatliche Vorsorgelücke ruft unlautere Edelmetall-Händler auf den Plan, auch die AfD verdient mit

Martina Renner


Nun hat auch die AfD die D-Mark abgeschafft  zumindest ist sie die einzige Goldmnze, die im Gold-Shop der AfD derzeit nicht lieferbar ist. Doch wie kommt die Rechtsauen-Partei berhaupt dazu, mit dem Edelmetall zu handeln und warum sind gerade verunsicherte Brger des Mittelstands anfllig fr diese fragwrdige Geldanlage?


Zwei Drittel der 18-34-jhrigen gehen laut einer Umfrage des Meinungsforschungsinstitutes Infas Anfang dieses Jahres, nicht davon aus, spter von der gesetzlichen Rente leben zu knnen. Whrend die gesellschaftliche Linke dieser Sorge zum Beispiel mit der Forderung nach Neujustierung staatlicher Altersvorsorge durch ein solidarisches Beitragssystem begegnet, nutzt die Rechte diese Verunsicherung als Nhrboden nationalistischer und mitunter antisemitischer Propaganda.


Fr die Alternative fr Deutschland (AfD) ist diese Verunsicherung nicht nur vermeintliche Besttigung ihres Anti-Euro-Kurses, der allein die EZB und die europische Zentralwhrung fr die Entsicherung von Altersvorsorge und geringe Renditen privater Anlageformen verantwortlich macht. Angesichts klammer Parteikassen kam die AfD im Sommer 2014 auch auf die Idee, berteuerte Goldmnzen und -barren an Sympathisanten und Mitglieder als vermeintlich stabile Anlage verkaufen. Dass die Preise bei der AfD marktunblich hoch sind, sieht man auf den ersten Blick. Wer eine oben erwhnte Gold-Mark besitzen mchte, kann diese mit drei Klicks im Netz hundert Euro gnstiger als bei der AfD erwerben.


Teures Gold splt Euros in der AfD-Kasse


An wen richtet sich also das Angebot der AfD? An all jene, die der Anti-Euro-Propaganda der AfD schon auf den Leim gegangen sind. Hier die krisengeschttelte, instabile und unsichere Whrung - dort das ewige wertbestndige Gold. Doch Angst ist ein schlechter Anlageberater: Bis 2015 verkaufte die Partei laut bereinstimmender Presseberichte fr 2 Millionen Euro Barren und Mnzen. Dies deckt sich auch mit den Angaben der AfD in ihrem Rechenschaftsbericht. Schlugen 2013 Umstze aus unternehmerischer Ttigkeit kaum zu Buche, waren es 2014 schon 2,5 Millionen. Zu den Folgejahren liegen noch keine Angaben vor. Man kann berechtigt davon ausgehen, dass der Goldhandel der AfD mageblich wenn nicht allein fr diese Umsatzsteigerung verantwortlich ist. Nimmt man die aktuelle Preisliste von www.AfD-Gold.de so fllt auf, dass alle Preise der AfD ungefhr 10% ber denen der Sparkassen liegen. Daraus macht die Partei keinen Hehl: Mit dem Angebot wolle man die Mglichkeit bieten die AfD zu untersttzen.
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	Dicke Gewinne beschert der Goldrausch dem AfD-Schatzmeister (nicht im Bild)
	David Jones (CC BY-NC 2.0)


Die Kufer knnen kaum mit einem Gewinn aus ihrer Investition rechnen: Sie kaufen berteuert, nehmen die teils massiven Wertverluste des Goldes seit 2014 in Kauf und bescheren der Partei Umsatz, der sich fr die AfD bis Ende 2015 in Cent und Euro gleich doppelt auszahlte. Erst im Dezember 2015 nderte die groe Koalition den 19 im Parteiengesetz. Dieser regelt unter anderem die Berechnungsgrundlage der staatlichen Teilfinanzierung. Bis dato hatten sich staatliche Zuschsse auch an dem Umsatz einer Partei bemessen. Genau hierauf zielte der AfD-Goldhandel: Jeder eingenommene Euro sollte auch noch durch Zuschuss durch den Staat vergoldet werden. Entgegen aller Vermutungen, stellte die AfD nach nderung des Parteiengesetzes aber den Goldhandel nicht ein. Offenbar ist der Gewinn weiterhin ein lohnender Zufluss in die klammen Parteikassen. Mit dem Goldhandel verbindet die AfD aber noch ein anderes, ideologisches Ziel. Sie suggeriert, dass sie praktische Angebote fr die Vorsorge der besorgten Brger unterbreitet, die allen Unwgbarkeiten des Marktes zum Trotz Stabilitt und Sicherheit garantieren.


Bei den Kufern scheint diese Strategie zu verfangen, whrend die Verbraucherschutzzentralen warnen, wie unprofitabel und ungeeignet das Edelmetall als Geldanlage ist: Gold ist teuer, Gold wird ber den schwankungsanflligen Dollar gehandelt, Gold bringt keine Zinsen und Dividenden und Gold muss kostspielig aufbewahrt werden. Es sei denn, der Kunde glaubt er knne auf Bankschliefach oder Tresoreinbau im eigenen Haus verzichten.


Die Profiteure des rechten Goldrauschs und ihre Methoden


Die AfD ist auf dem Markt der rechten Goldhndler jedoch nicht allein: Sowohl eine Deutsche wie eine Thringer Edelmetallbrse werben unter deutlicher Bezugnahme auf extrem rechte wie nationalistische Argumente und Chiffren um Kundschaft. Hier gehen nicht nur Altdeutschland-Etui und Groes Mnzsortiment III. Reich ber den Ladentisch. Damit die deutschtmelnde Botschaft, dass hier im deutschen Interesse Gold und Silber ber den Tisch gehen auch wirklich rberkommt, wird die glnzende Ware auch in aktuellen Prgungen wie der Brgermnze Germania, des Siegfried-Talers oder des Nibelungenbarren angeboten. Der Kufer lsst sich seine Ideologie etwas kosten: Der Preis fr den Nibelungen-Barren liegt fast 30% ber vergleichbaren Angeboten von Banken. Auch hier scheint der ideologische Gewinn die monetre Einbue wettzumachen: Laut Angaben der Hndler sind smtliche 5000 Nibelungen-Barren ausverkauft. Sowohl fr die Deutsche als auch fr die Thringer Edelmetallkasse ist als Geschftsfhrer Herbert Jungwirth ttig. Seine Vermarktungsstrategie setzt auf Werbefilmen und Auftritte im Internet und privaten Regionalfernsehsendern. In Thringen kennt man Jungwirth als Moderator eines Sendeformats unter dem bizarren Namen Lebens-Forum-Wohlstand, das auf Salve-TV ausgestrahlt wird. Hier interviewt Jungwirth Gste wie die heutige AfD-Europaabgeordnete Beatrix von Storch fr ihre rechte Pressure Group Zivile Koalition oder den rechten Publizisten Udo Ulfkotte von Kopp-Online. Die Salve-TV-GmbH ist ein Thringer Regionalfernsehsender, der aber auch kostenpflichtige Beitrge und Werbung produziert und alle Formate auch im Internet streamt. Bei Salve TV flimmern so auch Filme der Thringer Edelmetallbrse oder einer Global Gold GmbH. Dieses in erster Linie Ein-Mann-Unternehmen kennt neben der Werbung im Internet noch eine andere Form der Kundengewinnung: hnlich der Masche der Kaffeefahrten werden Interessierte in eine teures Hotel mit grobrgerlichem Ambiente geladen und mit Edel-Hppchen, einer motivierende Ansprache und einem Goldbarren zum Anfassen in die ntige Kauflaune versetzt.


Schaut man die Deutsche Edelmetallkasse an, so fllt auf, dass sie erst seit Anfang 2015 durch die gleichen Geschftsfhrer wie die Thringer Edelmetallkasse gefhrt wird. Frank Hampel und Herbert Jungwirth, der ebenfalls im Immobiliengeschft unter dem germanisch klingenden Namen Midgard Grundbesitz GmbH ttig ist, beerbten Thomas Straub und Wolfgang Weber. Letzterer kennt sich mit Goldgeschften ohne Skrupel aus. Er gilt als Vater des sogenannten Gold-Sachdarlehens. Hier berlsst der Kunde das gekaufte Gold fr angeblich gewinnbringende Spekulationen durch den Hndler. Am Ende sollte eine Rendite von 6% stehen. Dieses auf dem Schneeballprinzip bestehende Geschftsmodell endete 2014 mit Razzien in den Bros der Firma, darunter auch in der Berliner Dependance NMH Noble Metal House, die noch im selben Jahr Insolvenz anmelden musste.


Geld gegen ideologische Sicherheit


Mit Goldhandel versuchen also Edelmetallkassen wie auch AfD, Profit aus der Verunsicherung zu schlagen, die kapitalistische Globalisierung und Finanzkrise verursacht haben. Dass dies funktioniert, obwohl es unbersehbar preiswertere Angebote gibt, liegt zum einen daran, dass der Goldhandel mit nationalistischer, teils mythologisch-germanischer Anrufung gepaart wird. Das fgt sich gut zusammen, denn beides, der Handel mit einem anachronistischen Wertausdruck wie auch dessen mythologisch-nationalistische Aufladung sind Krisenantworten von rechts.


Thomas Bachheimer, Prsident des rechten Goldstandard-Instituts brachte diesen spezifischen Zugang zum Goldhandel anlsslich des rechtsextremen Kongresses zur Verteidigung Europas im Oktober 2016 in Linz treffend auf den Punkt: Der Euro ist ein reines Kunstprodukt. Als Kunstprodukt steht der Euro vermeintlich echten, organischen und authentischen Whrungen gegenber. Diese Gegenberstellung hat in der rechten Ideologie schon immer einen festen Platz: In ihr wird ehrliche Arbeit dem unehrlichen Geldverleih, das schaffende Kapital dem raffenden gegenbergestellt. Dass also der Handel mit Gold zu konomisch offenbar nachteiligen Bedingungen funktioniert, liegt am ideologischen Mehrwert, den dieser Handel fr die Kufer bedeutet. Die widersprchlichen Momente vertragen sich,weil die rechte Goldrausch-Szene einen ideologischen Schutzraum bildet, der Widersprche stillstellt. So knnen sich die Anhnger von Compact bis PI-News auf der einen Seite als Opfer von Manipulationen, Lgenpresse, Betrug und Verschwrungen fhlen und sich andererseits in sektenartiger Ergebenheit ausnehmen lassen. Dass das mit der Investition verbundene Versprechen von Sicherheit durch nichts gedeckt ist, fhrt deshalb auch nicht zu Geschftseinbuen. Schlielich verkaufen die Goldhndler vor allem ideologische Sicherheit.


Martina Renner ist linke Bundestagsabgeordnete und Obfrau der LINKSFRAKTION im NSA-Untersuchungsausschuss.




scène finale

Wie die deutsche Bundesbank den französischen Sozialismusversuch in die Knie zwang

Janis Ehling


Kein westeuropisches Land kam dem Sozialismus nher als Frankreich. 1981 gewannen Sozialisten und Kommunisten die Wahlen und bildeten erstmals eine gemeinsame Regierung in Frankreich. Und sie legten los wie die Feuerwehr.


Innerhalb der ersten Monate erhhte die Regierung den Mindestlohn um 10%, die Mindestrente sogar um 20%. Um die Arbeitslosigkeit zu bekmpfen, wurden 150.000 Stellen im ffentlichen Dienst geschaffen. Zustzlich setzte die Regierung eine 5. Urlaubswoche und die 35-Stundenwoche durch. Viele Unternehmen und Banken wurden sozialisiert (darunter allein 39 Banken). Nach wenigen Monaten besa der Staat 13 der wichtigsten 20 Unternehmen. Kurzum, es war das gewaltigste und ehrgeizigste keynesianisch und marxistisch inspirierte Wirtschaftsprogramm des ausgehenden 20. Jahrhunderts. Ein Politikversuch, der die Bedrfnisse der Menschen zum Ausgangspunkt nahm. Doch der Versuch scheiterte auf brutale Art und Weise. Verantwortlich dafr war mageblich die Deutsche Bundesbank. Die geneigte Leserin mag sich fragen: Wie konnte eine einzelne Institution das schaffen? Durch Geldpolitik.
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	Nur der Eiffelturm blieb unbewegt im turbulenten Jahr 1981
	rhdouglas (CC BY 2.0)


Die Inflation schnellt nach oben


Eine Regierung, die wirklich etwas verndern will, muss viel Geld in die Hand nehmen. Die franzsische Regierung erhhte die Staatsausgaben 1981 innerhalb eines Jahres um sagenhafte 12%. Das Ansteigen der Lhne und der Staatsausgaben hatte aber den Nebeneffekt, dass die Inflationsrate nach oben schnellte. Das stellte die franzsische Regierung vor immense Probleme. Die Sorgen der Regierung waren nicht prinzipieller Natur. Anders als Deutschland hatte Frankreich lange relativ hohe Inflationsraten. Aber in dieser Situation wurden sie zum Problem. Der Regierung ging wegen der ansteigenden Inflation das Geld aus. Klingt paradox, lsst sich aber durch einen kleinen Blick in die internationale Vorgeschichte klren: Noch Anfang der 80er war das geldpolitische Erdbeben nach dem Ende des Bretton-Woods-Systems zu spren.


Wechselkursschwankungen als politischer Genickbruch


Das Bretton-Woods-System bestand von 1944 bis 1971-73 und war ein Meilenstein der Geldpolitik. Einer seiner Kernbestandteile war ein System fester Wechselkurse zwischen dem Dollar und den anderen Whrungen. Das heit, das Umtauschverhltnis zwischen Dollar und D-Mark zum Beispiel war politisch festgelegt. Der Dollar wiederum war an das Gold durch ein festes Tauschverhltnis verbunden. Durch dieses System sollten starke Wechselkursschwankungen vermieden werden. Aber warum sind Wechselkursschwankungen ein Problem? Das lsst sich am Beispiel Frankreichs gut zeigen: Durch die stark gestiegene Inflationsrate nahm die Geldmenge in Frankreich zu. Die Finanzmrkte und die Zentralbanken anderer Lnder bewerteten den Francs wegen der massiv gestiegenen Inflationsrate entsprechend niedriger. Der Wechselkurs des Francs zu anderen Whrungen wurde schlechter. Da Frankreich  wie jedes andere Land auch  auf bestndige Kreditaufnahme angewiesen war, musste es sich kontinuierlich neues Geld besorgen. Da Frankreich aber kaum Kredite in eigener Whrung aufnehmen konnte, weil der Francs nicht als vertrauenswrdig galt, musste es diese berwiegend in Dollar oder D-Mark aufnehmen. Durch gefallenen Wechselkurs wurden die Kredite genauso wie die Importe sehr viel teurer. Das erklrt warum Regierungen wie die Frankreichs ein hohes Interesse an festen Wechselkursen hatten. Wieso ist das Bretton-Woods-System dann aufgelst worden und welche Entwicklung brachte den Francs und damit Frankreich in so arge Bedrngnis?


It's the Leitwhrung stupid


Die festen Wechselkurse im Rahmen des Bretton-Woods-System entsprachen schon lange nicht mehr der Realitt. Der Dollar war im Verhltnis zu den anderen Whrungen weniger Wert. Die Wechselkurse entsprachen damit nicht mehr der realen Wirtschaftsleistung der Lnder. Der komplette Welthandel und die Kreditaufnahme wurden jedoch in Dollar abgewickelt. Der Dollar war die Leitwhrung und das Land mit der Leitwhrung kann buchstblich die Gelddruckmaschine anwerfen. Die USA machten von dieser Mglichkeit regen Gebrauch. Im Rahmen des Vietnamkriegs druckten sie aber dermaen viel Geld, dass das whrungspolitische Ungleichgewicht zu gro wurde. Frankreich machte daher von seinem Recht Gebrauch und tauschte seine Dollarreserven in Gold ein. Nixon hob als Reaktion darauf den Goldstandard auf. Den USA wren die Goldforderungen weiterer Lnder zu teuer gekommen, da auch das Gold-Dollar-Verhltnis nur noch auf dem Papier real war. Das war der Anfang vom Ende des Bretton-Woods-Systems.


Um erwartbare massive Schwankungen der Wechselkurse zu verhindern, trafen sich die Staatschefs der Europischen Gemeinschaften (EG) in Den Haag. Hier wurde angesichts des absehbaren Endes von Bretton-Woods erstmals ber die Einfhrung einer gemeinsamen Whrung seitens der EWG-Mitgliedslnder nachgedacht. Die Lnder waren in diesem Punkt aufeinander angewiesen. Nur eine gemeinsame Whrung wre stark und stabil genug gewesen um neben dem Dollar zu bestehen. Wegen zu groer Differenzen der Mitgliedsstaaten wurde aus diesem Plan vorerst nichts. Insbesondere Deutschland wollte angesichts der unterschiedlichen Wirtschaftsleistungen keine gemeinsame Whrung. Auf Grund des durch die Wechselkursschwankungen verursachten Handlungsdrucks einigten sich die europischen Regierungschefs auf einen europischen Wechselkursverbund  die sogenannte europische Schlange. Da die Schlange die Wechselkursschwankungen und die damit verbundenen teils massiven Probleme einzelner Mitgliedsstaaten nicht lsen konnte, wurde 1979 das Europische Whrungssystem (EWS) eingefhrt. Dieses System sah relativ feste, aber anpassungsfhige, Wechselkurse zwischen den jeweiligen nationalen Whrungen der EWG vor. Jegliche Formen weitgehender Kooperation wie gemeinsame Devisenreserven oder eine Sttzung schwcherer Whrungen lehnte die deutsche Regierung ab. Die faktische Leitwhrung war in diesem Verbund seit 1973 faktisch die D-Mark. Davon profitierte Deutschland.


Die Deutsche Bundesbank als wichtigster Player


Deutschland hatte bereits damals die exportstrkste Wirtschaft und einen groen Handelsbilanzberschuss. Das versetzte die Deutsche Bundesband in eine komfortable Lage. Faktisch htte sie ebenso wie die USA Geld drucken knnen. In Deutschland gab es aber eine lange Tradition der Geldmengenstabilitt um jedweder Inflation vorzubeugen. Eine keynesianische Ausgabenpolitik wie sie Frankreichs Regierung vormachte, war der Bundesbank ein Graus. Die Deutsche Bundesbank war damit ein wichtiger neoliberaler Player, obwohl in den 70ern durchgehend die SPD regierte. Diese neoklassisch inspirierte Geldmengenpolitik der Bundesbank konnte sie aufgrund ihrer ziemlich einmaligen, weitgehenden Unabhngigkeit von der Regierung durchsetzen.


Jedenfalls konnte die Bundesbank durch die Auf- oder Abwertung der D-Mark ber ihre Leitzinspolitik starken Einfluss auf die Whrungen anderer Lnder ausben. Da sich alle anderen Lnder an der D-Mark orientierten, waren sie meist gezwungen ihre Leitzinsen anzupassen.


Die Bundesbank zwingt Frankreich in die Knie


Zum Ausgangspunkt zurck: Frankreichs Ausgabenpolitik zwang die franzsische Regierung zu einer enormen Kreditaufnahme. Im Beispiel oben hatten wir aber gesehen, dass die Verschlechterung der Wechselkurse die Aufnahme von Krediten und die Bedienung von lteren Krediten extrem verteuert. Die franzsische Regierung brauchte daher in krzester Zeit die Hlfte ihrer Devisen auf, um die eigene Whrung zu sttzen. Das reichte aber bei weitem nicht aus. Der franzsische Prsident Mitterand war zweimal gezwungen den Francs abzuwerten (also Geld zu drucken). Dadurch wurden die Importe stark verteuert und das franzsische Defizit nahm weiter zu. Das war auch ein Ergebnis deutscher Politik. Die Zinspolitik der Deutschen Bundesbank wertete die D-Mark knstlich im Verhltnis zu den anderen Whrungen ab. Das brachte der deutschen Wirtschaft groe Wettbewerbsvorteile gegenber den anderen Lndern der EWG (und ist eine Kontinuitt bis heute). Die Handelsbilanz zwischen Deutschland und Frankreich hatte auch deshalb ein massives Ungleichgewicht.
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	Die wirtschaftliche Einkreisung machte Ente mit Sozialismus  la franaise
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Die Deutsche Bundesbank weigerte sich in dieser Situation den Francs zu sttzen oder die D-Mark aufzuwerten. Die franzsische Regierung befand sich dadurch in einer Bredouille. Die franzsische Exportwirtschaft war gegenber der deutschen nicht konkurrenzfhig. Aufgrund der wirtschaftlichen und whrungspolitischen Unsicherheit nahmen die Direktinvestitionen in Frankreich ab und das franzsische Kapital investierte bewusst nicht mehr, um damit die Regierung zu Fall zu bringen. Die Folge war ein starkes Ansteigen der Arbeitslosigkeit, die Inflation fra den Anstieg der Lhne auf und die Unzufriedenheit mit der Regierung stieg. Nach groen Verlusten bei den Kommunalwahlen '83 vollzog Mitterand in Absprache mit den Deutschen eine radikale Kehrtwende.


Neoliberalismus, jetzt auch in Frankreich


Mitterand schwenkte auf neoliberale Politik um. Viele der progressiven Reformen wurden zurckgenommen, die franzsische Regierung privatisierte in bislang ungekanntem Ausma. Und am wichtigsten: Die Regierung setzte nun eine rigide Sparpolitik durch. Die Deutsche Bundesbank und Kohl untersttzten fortan Frankreich an vielen Stellen. Mehrmals wurde der Francs mit vielen Milliarden gesttzt und die D-Mark mehrmals aufgewertet, um Frankreich zu helfen. Das geschah nicht aus altruistischen Grnden, sondern war politisch an neoliberale Reformen geknpft. Frankreich allein, war nicht in der Lage eine grundlegend andere Politik zu machen. Das Beispiel machte Schule. Ab diesem Zeitpunkt versuchte sich kein anderes Land der EWG mehr an einer alternativen Wirtschaftspolitik. Das TINA-Prinzip wurde europisch  ein wesentliches Verdienst der Deutschen Bundesbank.


Die EU wie wir sie heute kennen, wurde wesentlich durch das Scheitern des franzsischen Experiments hervor gebracht. Das Fazit der franzsischen Regierung war klar: Gegen die DM und die Deutsche Bundesbank gibt es kein Ankommen. Daher versuchte es Frankreich fortan im Euro als kleineres bel. Politik ging nunmehr nur noch europisch  was national die Anpassung an eine autoritre Wettbewerbsstaatlichkeit (Lukas Oberndorfer) erzwang. Der franzsische Finanz- und Wirtschaftsminister Jacques Delors wechselte daher konsequenterweise in die EU-Kommission und wurde ihr Prsident (1985-95).


Und die franzsische Linke? Die Kommunistische Partei machte ein Jahr neoliberaler Reformen in der Regierung mit und trat dann erst aus. Diesen groen Verrat der Linken an den Arbeitern benennt Eribon als einen Wendepunkt in seinem viel zitierten Buch Rckkehr nach Reims. Er war der Anfang vom langen Abstieg der Kommunistischen Partei Frankreichs  vormals einer Massenpartei. Die Zeit Mitte der 80er war zugleich der Beginn des Aufstiegs der franzsischen Rechten, die in Form des Front National in dieser Zeit erstarkte.





Janis Ehling ist Geschftsfhrer von DIE LINKE.SDS und Mitglied im Parteivorstand DIE LINKE. 




Die Bewegung hinter Jeremy Corbyn

Warum und wie der Labour-Chef Großbritanniens den Kritikern zum Trotz an Zustimmung gewinnt

Bruno Leipold


In Grobritannien war es eine der wenigenguten politischen Nachrichten zu Beginn des Herbstes: Am 24. September wurde Jeremy Corbyn beim Parteikongress in Liverpool mit zum Vorsitzenden der Labour-Partei wiedergewhlt. Damit verbesserte Corbyn sein Ergebnis von 2015 sogar noch. Das ist erstaunlich, weil die britische Presse seit gut einem Jahr eine vehemente Kampagne gegen Corbyn fhrt und Labour-Abgeordnete bei einem Misstrauensvotum am 28. Juni 2016 mehrheitlich gegen Corbyn gestimmt hatten. Seine Gegner in der Parteibrokratie haben die Gebhren fr sogenannte registrierte Untersttzer vorsorglich von drei auf 25 britische Pfund erhht und etwa 130.000 Mitgliedern, die nach dem Januar 2016 beigetreten waren, wurde das Wahlrecht auf dem Parteikongress nicht gewhrt. In beiden Gruppen fanden sich berwiegend Corbyn- Untersttzer: durchsichtige Manver also. Noch dazu wurde eine Suberungsaktion gegen vermeintliche EntristInnen organisiert, Leute, die angeblich nur zur Untersttzung von Corbyn der Labour-Partei beigetreten waren.


Wie also hat es Jeremy Corbyn geschafft trotz solcher Hindernisse seinen Stimmenanteil sogar noch zu vergrern? Ein Teil der Erklrung ist, dass die Anti-Corbyn-Krfte in der Partei immer noch nicht begriffen haben, dass es an der Basis keinerlei Untersttzung fr eine Rckkehr zum neoliberalen Kurs von Tony Blair oder die etwas mildere Version von Ed Miliband gibt. Zur Erklrung gehrt aber auch, dass Corbyn die Untersttzung von einer politischen Organisation namens Momentum bekam und bekommt.
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	Falafel fertig - dann kann es ja jetzt weitergehen ...
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Was ist Momentum?


Wer steckt hinter dieser politischen Bewegung? Schauen wir uns zuerst an, was ihre GegnerInnen ber sie sagen: Laut Owen Smith  Corbyns glcklosem Wahlgegner  handelt es sich bei Momentum um einen Parasiten, der die Partei als Wirt benutzen will bis sie ausgehhlt ist, um sie schlielich wie einen toten Corpus wegzuwerfen. Smith deutete an, im Fall seines Sieges wrden die Momentum-Mitglieder womglich aus der Partei ausgeschlossen. Diese Drohung hat allerdings nicht gefruchtet. Ein anderer Momentum-Kritiker, Tom Watson, stellvertretender Vorsitzender von Labour, beschrieb die Mitglieder von Momentum als Pbel, der aus EntristInnen bestnde. Er verglich sie mit der trotzkistischen Gruppe Militant, die in den 1980er Jahren versucht hatte, die Partei zu unterwandern. Auf dem britischen Fernsehsender Channel 4 wurde ein dreiig Minuten langer Beitrag gezeigt, der heimliche Mitschnitte von Treffen der Momentum-AnhngerInnen enthielt, als htte man nicht frei ber die ffentliche Versammlung berichten drfen. Durch diese Art der Darstellung entstanden verzerrende Portraits von sinisteren, aggressiven RevoluzzerInnen.


Als Momentum vor ein paar Wochen ankndigte, man werde eine Kinder- und Jugendorganisation grnden, um z.B. kooperative Kinderkrippen bei Momentum-Veranstaltungen zu organisieren, witterte Corbyns panische Gegnerschaft hinter der Idee eine neue Hitlerjugend. Dieses Bild von Momentum ist lcherlich und weit entfernt von der Realitt. Fakt ist: Die Gruppe umfasst bis jetzt ca. 17.000 zahlende Mitglieder sowie rund 100.000 nicht zahlende UntersttzerInnen. Schn wre, gbe es tatschlich 17.000 revolutionre SozialistInnen in Grobritannien. Wie Richard Seymour schreibt, ist Momentum allerdings eher ein loses, ideologisch heterogenes Netzwerk mit einen Lenkungsausschuss, weit entfernt von Militant, einer straff organisierten, infiltrierenden Gruppe mit Zweigstellen und interner Disziplin.


Meine Erfahrung aus Momentum-Meetings in Oxford ist, dass gerade die jngeren Leute bei Momentum durch die Finanzkrise und die rigide Sparpolitik der konservativ-liberalen Koalition und durch Erfahrungen, die sie bei Protestbewegungen wie Occupy machen konnten, motiviert sind.


Die Idee von Momentum


Momentum wurde im Oktober 2015 als Nachfolgeorganisation der Wahlkampagne fr den Parteivorsitz Corbyns gegrndet. Die Idee war es, der politischen Energie und Begeisterung, die von der ersten Corbyn-Kampagne geweckt wurde, einen dauerhaften institutionellen Rahmen zu verschaffen. Viele, die fr Corbyn gestimmt hatten, waren zunchst keine Parteimitglieder, sondern registrierte UntersttzerInnen, die ihre drei Pfund bezahlt hatten, um mitstimmen zu drfen. Diese Idee stammte ironischerweise ursprnglich vom rechten Flgel der Partei. Momentum will dieser Gruppe ein politisches Zuhause geben und Untersttzer dazu bewegen, Vollmitglieder der Partei zu werden.


Besonders wichtig war dabei anfangs auch die Einschtzung, dass Corbyns Macht im Inneren der parlamentarischen und brokratischen Strukturen der Partei, bei nahezu null lag. Um fr einen vorhersehbaren Gegenangriff der Parteieliten gerstet zu sein, brauchten Corbyns AnhngerInnen eine eigene, organisierte und unabhngige Untersttzung. Bisher gibt es rund einhundert lokale Gruppen von freiwilligen Aktivisten, die von einer erstaunlich kleinen Zentrale in London untersttzt werden.


Praxistest fr Momentum


Der Praxistest fr Momentum kam, als in den Tagen nach der Brexit-Abstimmung Corbyns GegnerInnen in der Partei das Ergebnis als Vorwand fr einen Coup benutzten. Am Sonntag nach dem Referendum verlieen Labour-Politiker im Stundentakt das Schattenkabinett und forderten, Corbyn solle als Parteivorsitzender zurcktreten. Er trage durch seine angebliche Halbherzigkeit in Sachen Brexit eine Mitschuld am Ausgang des Referendums. Am Montag forderte der berwiegende Mehrheit der Labour-Abgeordneten, dass er seinen Posten rumt. Es sollte derart viel Druck auf ihn ausgebt werden, dass ihm keine andere Wahl bliebe, als aufzugeben.
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	Momentum-Demonstration in Canterbury
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Hier kam Momentum ins Spiel. Mit nur 24 Stunden Vorbereitung hatte die Gruppe zum Protest auf dem Parliament Square aufgerufen und es geschafft 10.000 Leute zu mobilisieren. Die Emprung von RednerInnen und Publikum war deutlich sprbar. Ihr Zorn galt den Schattenministern und der Fraktion, die in just dem Moment, wo sich eigentlich die Tory-Partei in einer Art Brexit-Brgerkrieg zerlegen msste, das demokratische Mandat von Corbyn unterminierten. Schlielich verlie Corbyn nach seiner zermrbenden Konfrontation mit der Fraktion das Parlamentsgebude und versprach vor den versammelten UntersttzerInnen, dass er keineswegs den Plan habe, aufzugeben. Ohne diese Mobilisierung von Momentum htte Corbyn wohl zurcktreten mssen. Momentum hatte den ersten, groen Test erfolgreich bestanden.


Momentum in Bewegung


Seitdem gibt es einen sprbaren Aufschwung in der Gruppierung. Die Zahl der Mitglieder stieg rasant von etwa 4.000 vor dem Umsturzversuch auf die jetzigen 17.000. Allein auf dem ersten Meeting in Oxford nach dem Umsturzversuch waren auf Anhieb dreimal mehr Leute anwesend als vorher. Das Engagement setzte sich dann in der zweiten Wahlkampagne fr Corbyn diesen Sommer fort. Fast jede zweite Woche gab es in Oxford Generalversammlungen mit ber 50 Teilnehmenden. Zwei bis dreimal der Woche wurden Call for Corbyn- Abende organisiert. Sie sollten registrierte Untersttzerinnen ermutigen, die inzwischen geforderte, erhhte Summe von 25 Pfund fr die registrierte Mitgliedschaft zu zahlen, und sie sollten Labour-Mitglieder berzeugen, fr Corbyn zu stimmen. Mit einer App der Kampagne Jeremy for Labour- konnte man Mitglieder anrufen und ihre Antworten online stellen. Diese Get Out The Vote-Aktionen, wie sie in Amerika genannt werden, waren ein wichtiges Element fr Corbyns erneuten Sieg Ende September.


Zudem hat Momentum ein spannendes politisches Bildungsprogramm gestartet. Parallel zum Labour-Parteitag in Liverpool wurde das Festival The World Transformed organisiert. Zusammen mit Filmvorfhrungen von Ken Loachs preisgekrntem Spielfilm zur Sparpolitik I, Daniel Blake gab es ein tgliches Kinderprogramm, Kunstaustellungen, Workshops ber Themen wie Black Lives Matter und Fuball und soziale Gerechtigkeit. Besonders interessant war die Zusammenarbeit auf der Konferenz mit dem in New York ansssigen Magazin Jacobin. Die RedakteurInnen stellten ein eigenes Programm zusammen, das etwa Reden von prominenten JournalistInnen wie Glenn Greenwald und Paul Mason sowie einen Workshop ber die aktuelle Relevanz der Ideen des linken Politikwissenschaftlers Ralph Miliband (1924  1994), dem Vater von Ed, enthielt. Dahinter stand der Gedanke Antonio Gramscis, mit einer neuen intellektuell und kulturell hegemonialen Bewegung, Labour wieder an die Regierung zu verhelfen.


Gewiss steht die Partei gewaltigen Hindernissen gegenber, um 2020 den Machtwechsel zu bewirken. Sie liegt in den Meinungsumfragen 10 bis 15 Prozent hinter den Konservativen - vor dem Umsturzversuch war die Differenz um einiges geringer. Schottland, traditionelles Labour-Kernland, ist fr die vorhersehbare Zukunft an die Scottish National Party verloren, und die kontroverse neue Wahlkreiseinteilung, die 2018 eingefhrt werden soll, knnte Labour etwa zwanzig weitere Sitze kosten. Die einzige Art wie Labour diese Hindernisse berwinden kann, ist wenn die Partei ihre aktuell rund 650,000 Mitgli[bookmark: _GoBack]eder in eine engagierte Streitmacht verwandelt, und sich dabei, wie linke Kommentatoren argumentieren, zu einer genuin sozialen Bewegung transformiert. Mit solch beeindruckenden Mitgliederzahlen knne Labour, wie Paul Mason sagt, erneut eine sprbare Prsenz in den Kommunen und unter der arbeitenden Bevlkerung erreichen.


Die Hoffnung besteht, dass Momentum dieses Projekt mittragen kann, indem die Gruppe sich extern mit zivilgesellschaftlichen Organisationen und anderen progressiven Kampagnen vernetzt, und intern stetig fr die Demokratisierung der Parteistrukturen streitet. Somit funktioniert Momentum nicht nur als eine Art populrer Prtorianergarde fr Jeremy Corbyns Position als Parteivorsitzender, sondern auch als kraftvoller Motor der politischen Erneuerung und Wiederbelebung einer groen Partei.


Bruno Leipold ist ein politische Theoretiker und Doktorand an der University of Oxford, wo er ber Marxs Beziehung zum Republikanismus forscht. Er ist Mitglied der Labour Party und Momentum.




Parteivergleich

„Wieviel Neoklassik steckt im Programm?“




Die Bundestagswahlen rcken nher. Einen Blick auf die wirtschaftspolitischen Prmissen der Parteien wagt Wirtschaftswissenschaftler Georg Freitag.


FDP: Marktglubigkeit lohnt sich - auch finanziell



	[image: ]
	Symbolbild.
	Nestl (CC BY-NC-ND 2.0)


Nicht unbeteiligt am Ausscheiden der FDP aus dem Bundestag direkt nach einer Regierungsbeteiligung war der mediale Skandal um die Mvenpick-Steuersenkung im Jahr 2009: Es ging dabei um ein aufflliges Zusammentreffen einer millionenschweren FPD-Parteispende der Eigentmer der Mvenpick-Hotelkette einerseits, sowie einer von FDP und CDU durchgesetzten milliardenschweren Mehrwertsteuer-Senkung fr Hotelbernachtungen andererseits. Diese Interessendurchsetzung fr eine spendenfreudige Wirtschaftsbranche als eine der ersten Amtshandlungen der schwarz-gelben Koalition war dann selbst eingefleischten Liberalen zu viel.


Jedoch auch wenn eine teils offensichtliche Kuflichkeit des politischen Wirtschaftsliberalismus bisweilen schdlich fr die Wahlergebnisse sein kann, so ist dies von Prinzip her eigentlich nichts, wofr sich der echte Wirtschaftsliberale bzw. Neoklassiker schmen drfte. Denn wer schafft denn laut der Neoklassischen Theorie den ganzen Wohlstand? Die Unternehmen am freien Markt  soweit sie der Staat nur lassen wrde! Der Staat, der neben der einschrnkenden, zeitraubenden und kostentreibenden Brokratie vor allem als Raubritter auftritt und Steuern erpresst. Darunter besonders schdliche Umsatzsteuern, weil diese die Kosten fr Unternehmer oder Kunden nicht pauschal sondern pro Wareneinheit erhhen. Damit wird das Produkt fr viele Kunden zu teuer, also nehmen Umsatz und Gewinne ab. Whrend der Staat sich die unternehmerisch geschaffenen Werte aneignet, wird zustzlich (sozusagen als Kollateralschaden) der ganze Kuchen kleiner. Der neoklassische konom spricht daher von Wohlfahrtsverlusten durch Besteuerung, deren rechnerischer und grafischer Nachweis eine einschlgige Prfungsaufgabe fr BWL&VWL-Studierende im ersten Semester ist.


Was also liegt fr den Marktglubigen nher, als die Steuerlast zu senken? Und eben vor allem die Umsatzsteuern, die laut Neoklassik den Handel und damit die Arbeitsteilung weniger lukrativ machen? Zeigt die FDP damit nicht ein Herz fr die vielen Geschftsreisenden, Vertreter, Montage-Arbeiter und nicht zuletzt die inlndischen Urlauber  also den Normalarbeitnehmer und dessen Familie? Und wre es verwerflich, von den entfesselten Unternehmen dafr finanziell etwas belohnt zu werden  wenn doch der Kuchen fr uns alle grer wird?


Neben dieser Grundberzeugung ist die FDP jedoch auch macht-pragmatisch, staatstragend und pro-Europisch genug, um entgegen ihrer eigentlichen Markt-berzeugung (von der disziplinierenden Wirkung der Mrkte auf die Staatsschulden) die staatlichen Brgschaften und Kredite fr Krisenlnder (Rettungspaketen, ESM, etc.) mitzutragen. Und auch sonst fr berraschungen gut, wie z.B. rechtspopulistische Tendenzen whrend der Projekt 18 Zeiten mit Mllemann (der Markt habe ihn selig). Totgesagte leben lnger (vor allem mit praller Parteispenden-Infusionen), und so ist ab 2017 wieder mit der FDP im Bundestag zu rechnen.
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CDU/CSU: abgefederte Markt-Alternativlosigkeit mit Hypnose-Raute und gtigem Kanzlerinnen-Lcheln


Die wirtschaftspolitische Grundausrichtung der CDU/CSU unterscheidet sich eigentlich gar nicht so sehr von der FDP. Denn auch die Konservativen haben ein Herz (natrlich auch fr Kinder, aber zuvorderst) fr Unternehmen: Beispielsweise wurde die 2009 beschlossene Abwrackprmie, also die subventionierte Verschrottung gut erhaltener Gebrauchtwagen bei Kauf eines Neuwagens, zurecht als kologischer und konomischer Wahnsinn kritisiert. Dieses Konjunkturprogramm war vor allem eine gigantische steuerfinanzierte Begnstigung der Autoindustrie (des in Deutschland traditionell dominierenden Wirtschaftszweigs), sozusagen eine Mvenpick-Steuer im Quadrat.


Aber der Konservative ist nah genug an den kleinen Leuten um zu wissen, dass die meisten Menschen es gemtlich wollen, sich nach einer bersichtlichen Bauernhof-Idylle sehnen, wie sie frher schon nur in Kinderbchern existierte. Denn nur eine vernachlssigbare Minderheit fhlt sich dynamisch und aggressiv genug, um sich freiwillig und gerne einem dauerhaften Ellenbogen-Wettbewerb zu stellen. Und diese Minderheit ntzt den Konservativen insofern, als dass sie die kleine FDP recht zuverlssig ber die 5 Prozent Hrde hilft. Deshalb achtet die CDU/CSU darauf, dass sich das alltgliche Leben der meisten Menschen nicht abrupt ndert, sondern mglichst nur in kleinen Schritten angepasst wird. 


Die Herausforderung fr die CDU/CSU besteht darin, das wirtschaftsliberale Programm konservativ abzufedern. Man ist marktradikal, wrde sich uerlich jedoch niemals so khl zeigen, wie die offiziellen Marktliberalen von der FDP. Die stellte sich beispielsweise prominent gegen staatliche Brgschaften oder Auffanggesellschaften fr die 2012 von der Schlecker-Pleite am hrtesten getroffenen ber 11.000 Beschftigten. Die Schlecker-Frauen lie die CDU natrlich ebenfalls fallen, fand davor aber viele warme Worte und nahm ihre Sorgen ernst. Zudem konnte man damals noch auf den Juniorpartner FDP als den herzlosen Schuldigen verweisen. Ansonsten tut es aber auch stets die (leider, leider, leider) allgegenwrtige Alternativlosigkeit des globalen Standortwettbewerbs (den man natrlich parallel selbst mitverursacht, siehe z.B. TTIP). Zwar kommt der Einzelhndler in der deutschen Fugngerzone nicht durch den Einzelhndler in Shanghai unter Druck, sondern eher durch den durch die Konservativen liberalisierten Onlinehandel. Aber das sind alles komplizierte Fachdebatten und langweilige Probleme, welche die Menschen da drauen im Land guten Gewissens der bermutter CDU berlassen sollten  denn sie verspricht dafr zu sorgen, dass das Leben fr Alle ungefhr so weitergeht wie bisher (oder zumindest nicht zu schnell schlechter wird).


SPD: Die gekaperte Arbeiterpartei


Die SPD stand das letzte Jahrhundert ber fr den Sozialdemokratismus, also auch auf Seiten der abhngig Beschftigten und konomisch Abgehngten Von Beginn an war das wirtschaftspolitische Ziel, fr die Menschen, die keine Produktionsmittel besitzen und deshalb nur ihre Arbeitskraft zu verkaufen haben, so gnstige Rahmenbedingungen zu schaffen und gezielte Wirtschaftseingriffe zu ttigen, sodass der Verkauf der Arbeitskraft zu einem guten Leben reicht. Dass die SPD allerdings schon immer links geblinkt hat aber oft genug dann doch rechts abgebogen ist, brachte ihr schon Anfang des letzten Jahrhunderts den Vorwurf des Verrats an Arbeiterschaft und Armen ein.


Diese Parteigeschichte htte auf die SPD-Regierungspolitik ab 1998 vorbereiten knnen. Aber nach 16 Jahren konservativer Regierung unter Helmut Kohl sehnten fast alle einen Wandel herbei und dachten, dass es kaum schlimmer kommen knne. Doch es kam schlimmer: auch wirtschaftspolitisch lief die SPD dem damaligen neoliberale Zeitgeist unter westlichen Sozialdemokraten hinterher. Vor allem New Labour des Tony Blair in Gro Britannien war Vorbild fr die deutschen Hartz Reformen, die  Ironie des Schicksals - treffender Weise benannt wurden nach einem spter wegen Untreue und Begnstigung vorbestraften VW-Managers.


Die Hartz Reformen bestanden vor allem aus zwei Manahmen, die 1:1 aus dem neoklassischen Lehrbuch stammen: Erstens einer massiven Senkung des Einkommen-Spitzensteuersatzes und der Unternehmenssteuern, welche den Staatshaushalt massiv in Schieflage brachten und die Sozialausgaben unter stetigen Druck setzten. Zweitens einer Quasi-Enteignung der Arbeitnehmer bei ihrer Arbeitslosenversicherung sowie radikalen Einschnitten bei der Sozialhilfe, welche zu einer andauernden Prekarisierung von Einkommensschwachen und Arbeitslosen fhrten, wie sie in Deutschland seit dem Kriegsende nicht mehr fr mglich gehalten worden war.


Das seit dem anhaftende Stigma des Verrats an ArbeitnehmerInnen und Armen zeigt sich in schlechten Wahlergebnissen der SPD. Und nicht wenigen in der Partei dmmert es, dass dieser wirtschaftspolitische Kardinalfehler radikal ausgerumt werden msste  bevor der Status als Volkspartei ganz aufgezehrt ist. Selbst wenn man zugeben Fehler gemacht zu haben und sich entschuldigen msste. Aber solange mit Gabriel, Steinmeier, etc. das damalige Fhrungspersonal der SPD weiterhin das Ruder in der Hand hlt, ist neben gesichtswahrenden Kleinst-Korrekturen in der Wirtschaftspolitik leider kein radikales Umsteuern zurck zur Sozialdemokratie oder einer Mitte-Links-Koalition abzusehen.
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Die Grnen: Von linken kos zum ko-liberalen Brgertum


Die Grnen waren in ihrer Anfangszeit wirtschaftspolitisch ein bunter Haufen, weil sich die Sorge um die Umwelt und Frieden aus ganz verschiedenen Weltbildern und Wirtschafts-Verstndnissen speisen kann. Dann, nach einer langen Konsolidierungsphase, ber die erste und vorlufig letzte Regierungsbeteiligung an der Seite der SPD bis in die 2000er Jahre hinein, waren die Grnen definitiv eine linke Partei. Schon damals aber setzten sich Macht-orientierte PragmatikerInnen (Realos) durch, welche mittlerweile den linken Flgel der Partei (Fundis) weitgehend auf das Abstellgleis geschoben haben.


Die Parteilinie folgt dabei dem Wandel von FunktionrInnen und Whlerbasis: ber die Jahre marschierten die links-kologischen Studis durch die Institutionen. Im Ergebnis nderten sich weniger die Institutionen als die Achtundsechziger-Generation, welche ein neues, kologisch-liberales Brgertum formte. Zwar ein Brgertum mit nach wie vor links-liberalem Selbstverstndnis. Aber auch eines, das mittlerweile zu viel an Eigentum und Privilegien zu verlieren hat, als dass es noch fr eine konsequente Umverteilungspolitik gegen die eigenen berdurchschnittlich hohen Einkommen, Vermgen und Konsumgewohnheiten zu gewinnen wre. Ein Brgertum, das erst entsetzt und spter trotzig festgestellt, dass man mit den Schwarzen eigentlich genauso gut knne wie mit den Roten.


Hauptanliegen der Grnen Regierungsbeteiligung war, umweltpolitisch die symbolisch wichtigen Weichen zu stellen (Erster Atomausstieg, Frderung Erneuerbarer Energien, etc.). Den neuen Grnen und Grnen-Whlern als der akademischen und konomischen Mittel- bis Oberschicht war es dabei nicht wesensfremd, diese kologischen Ziele durch eine in weiten Teilen (ko-)Unternehmer-freundliche und Normalverbraucher-feindliche Wirtschaftspolitik anzustreben. Hartz IV war weit genug von der Lebensrealitt der Mittel- und Oberschicht entfernt und ausreichend vereinbar mit kologischer Politik, sodass die Grnen die marktliberale Politik der SPD gegen die Unterschicht mittrugen. Denn eine (durch hhere kosteuern und niedrigere Sozialhilfe) gesunkene Massenkaufkraft setzt nicht nur den Arbeitslosen unter Existenzsorgen (das Fordern und Frdern der SPD), sondern ist durch niedrigeren Ressourcenverbrauch auch gut fr die Umwelt. Und schlielich verdient diese kulturlose und unreflektierte Unterschicht auch kein Mitleid  hat sie ja noch nie Bio eingekauft und hngt sie doch nach wie vor am Mittelklasse-Wagen als bescheidenes Statussymbol. Dass, tatschlich im Gegenteil, der kologisch-boheme Lebensstil eines typischen Grnen-Whlers schon durch den lngeren bzw. hufigeren Urlaubsflug weit umweltschdlicher zu Buche schlgt als der verachtete Lebensstil der einkommens-schwcheren Unterschicht gezwungenermaen ausfllt, ist die verdrngten Lebenslge der Grnen.
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DIE LINKE: Zwischen Wiederauferstehung der Sozialdemokratie und Rckkehr in die wirtschaftspolitische Zukunft der 70er Jahre


Die Linke als doppeltes Zufallsprodukt: In Ostdeutschland politisches berbleibsel nach der westdeutschen bernahme und Abwicklung der DDR, in Westdeutschland Krisengewinnler des linken Vakuums, das durch den konomischen und militrischen Rechtsschwenk der rot-grnen Regierungskoalition hinterlassen wurde. Personell eine kritische Masse aus OstalgikerInnen und linker SPD- und Grnen-Abspaltern, die sich wirtschaftspolitisch in der Mitte trafen zwischen demokratischen (Staats-)Sozialismus und 70er Jahre Keynesianismus. Die Whlerbasis bestehend aus Arbeitslosen, Arbeitern, Kleinbrgern und Links-Intellektuellen  dadurch stramm auf Seiten der Unterdrckten und Entrechteten, sowohl hierzulande als auch weltweit. Nach erneutem Verrat der SPD an der Arbeiterklasse und dem konservativen Turn der Grnen stellt die LINKE nun die letzte Bastion im Abwehrkampf gegen den weiterhin hegemonialen Markt-Dogmatismus dar.


Wirtschaftspolitisch ist die LINKE zwar offiziell und folkloristisch noch auf dem revolutionren Pfad des Marxismus-Leninismus, strebt realpolitisch jedoch eine Soziale Marktwirtschaft (Lhne hoch!) mit hoher Staatsquote an (Patentrezept: Der Staat!).


Vorgeworfen wird der Linkspartei, dass sie tendenziell rckwrtsgewandt und technik-pessimistisch, nur halbherzig kologisch und nicht fr moderne Lebensentwrfe zu haben sei: Umweltschutz ist zweitrangig (nur wenn die Armen nicht darunter leiden), Innovation wird misstraut (kostet Arbeitspltze), Miggang und Lebensknstler werden verachtet (verstt gegen den konservativen Lebenswandel und den tiefverwurzelten Arbeitsethos braver Arbeiter), schlielich ist so eine Revolution bzw. Kampf fr die Sache gerade in Deutschland eine ernste Angelegenheit (nichts, wozu man tanzen knnen msste). Abgespalten vom Rasen-betreten-und-Spielen-verboten-Sozialismus deutscher Prgung, finden sich jedoch in vielen Kpfen noch die - durch drei Glas Rotwein freilegbaren - mittlerweile desillusionierten Spuren vergangener sehnschtiger Imaginationen eines exotischen Sozialismus unter Palmen (sei es in Cuba, Nicaragua oder Venezuela).


Groen Teilen des politischen und medialen Establishments im Westen ist die LINKE weiterhin praktisch als Schmuddelkind und Buhmann. Htte es sie nicht gegeben, htte man sie erfinden mssen. Jedoch aus Sicht ihrer traditionellen Whlerbasis im Osten ist die LINKE etabliert  und mittlerweile schon zu sehr vom System vereinnahmt aufgrund ihrer langjhrigen Opposition im Bundestag (warum macht ihr denn nichts!?) sowie Regierungsbeteiligungen in einigen Lndern (was hat sich denn in Berlin oder Thringen gro gendert!?). Dementsprechend verlor die dem Jungendalter entwachsene Linkspartei im Laufe der letzten Jahre ihren Sonderstatus als offizielle Anti-Establishments im Parlament an eine jngere, neue Formation  die rechtskonservative AfD.
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Die AfD: der neue alte Rechtskonservativismus (nationalistischer Globalisierungs- und Modernisierungs-Protest im Aufwind)


Es gab zu allen Zeiten den rechten Vetter des Konservativen, der heute immer noch laut sagt was man heute nur noch denkt. Dank deutscher Nazizeit-Aufbereitung wurde die letzten 75 Jahre ber alle offen rechtsradikalen Strmungen gesellschaftlich und politisch marginalisiert (wenn auch durch den Verfassungsschutz aktiv am Leben gehalten) und alle gemigt-rechten Strmungen mehr oder weniger geruschlos in verschiedene rechte CDU-Flgel (sowie die CSU) kanalisiert. Nach dem Aussterben der letzten Zeitzeugengenerationen der Nazizeit und durch den gesellschafts- und wirtschaftspolitischen Linksschwenk der CDU/CSU unter Merkel, blieben diese rechten Flgel jedoch politisch heimaltlos auf der Strecke. Jngst konnte sich aus dieser kritischen Masse berraschend eine neue Anti-Establishment-Partei, die AfD etablieren. Ihr Spektrum reicht von das wird man ja wohl noch sagen drfen Konservativen bis hin zu Volksverrter-brllenden Neurechten. Urschlich fr die vorlufige Festsetzung einer neurechten Partei im Parteiengefge waren zwei katalytische Momente der jngsten Vergangenheit:


Erstens die Rettungsmanahmen whren der Eurokrise ab 2012. Dabei wurde von (durch die FDP enttuschten) Wirtschaftsliberalen die europische Solidaritt (gegen die Staatsschuldenkrisen von schwcheren Mitgliedsstaaten) als Versto gegen die disziplinierende Wirkung des Marktes auf diese Lnder kritisiert. Zudem dngte die mediale Aufhetzung der Arbeiter und Kleinbrger gegen die vermeintlich faulen Griechen, die unser hart erarbeitetes Steuergeld verprassen den rechtspopulistischen Boden fr:


Zweitens die Flchtlingskrise im Jahr 2015. Dem Teil der Unter- und Mittelschicht, der sich als zu kurz gekommene Leistungstrger sieht und durch jahrelange neoliberale Propaganda erfolgreich auf Opferbereitschaft (Lohnerhhungs-Verzicht), Ellenbogen-Mentalitt (Ich-AG, Managergehlter) und Abstiegsangst (Hartz IV) gepolt wurde, konnte die konservative-soziale Regierung nicht mehr vermitteln, dass er  neben deutschen Arbeitslosen in Deutschland und griechischen Arbeitslosen in Griechenland  nun auch noch eine damals nach oben offene Anzahl (Obergrenzen!) syrischer Arbeitslose in Deutschland finanzieren solle. Hier bot und bietet der Nationalismus ein leicht zugngliches Lsungsversprechen  in Form von Schutz vor uerer und innerer Bedrohung.


Diesem gestiegenen Bedrfnis nach (auch konomischer) Sicherheit passte die AfD ihre Politik flexibel an: Wirtschaftspolitisch wird aktuell das neoklassische Erbe der AfD (als Wirtschaftsprofessoren-Partei mit rechtskonservativ verpacktem FDP-Programm) Stck fr Stck entsorgt und (wenn auch teils halbherzig oder dilettantisch) durch eine national-soziale Wirtschafts- und Sozialpolitik ersetzt. Also Sozialstaat durchaus und Familienfrderung gerne, aber  im Unterschied zur LINKEN - nur fr echte Deutsche.


Neben den jeweiligen, gerade Konjunktur habenden, inhaltlichen Alleinstellungsmerkmalen, kommt noch der neu & unverbraucht-Bonus: Als neue Anti-Partei und frisches Schreckgespenst der grokoalitionren Alternativlosigkeit profitiert die AfD zustzlich unmittelbar von jeglicher Skandalisierung und scharfer Abgrenzung von Seiten des Parteien-Establishments sowie der etablierten Massenmedien. Dem nicht zu kleine Teile der Bevlkerungen, der das polit-mediale Establishment verachtet bis hasst, scheint aktuell der Rechtspopulismus als vermeintlich letzte verbliebene Notbremse gegen den Zerfall ihrer Welt (hier ist die deutsche AfD nicht die Ausnahme, sondern steht in einer Reihe mit der Tea Party und Trump in den USA, dem Front National in Frankreich, etc.).


Mittelfristig ist jedoch zu erwarten, dass ein Abflauen der katalytischen Ereignisse (trotz Euro- und Flchtlingskrise will die Welt einfach nicht untergehen) im Zusammenspiel mit der Entzauberung der AfD (dafr werden die realpolitischen Tiefebenen des Parlamentarismus sorgen) dem Rechtspopulismus den Wind aus den Segeln nimmt. Erwartbar ist, dass sogar ein Verbleib der AfD als Kleinpartei in der bundesrepublikanischen Parteienlandschaft das Lager rechts der Mitte nachhaltig spalten wrde. Zu hoffen wre, dass die AfD einen ebenso hartnckigen Stolperstein fr eine Mitte-Rechts-Koalitionen darstellen wird, wie es die Linkspartei seit ihrer Grndung fr die SPD ist.




Hauptsache gemeinsam

Junge Linke gründen die Young European Left

Julius Zukowski-Krebs



	[image: ]
		

Die Welt ist aus den Fugen geraten. Fr die Generation Y wird es immer schwieriger in der deutschen Gesellschaft. Schlecht bezahlte Praktika, befristete Jobs, Stress in Schule und Studium sind hier die Stichwrter. Viele unserer Gleichaltrigen in anderen Teilen Europas haben es allerdings deutlich schwerer. Der neoliberale Umbau der europischen Lnder und die Deregulierung der Arbeitsmrkte zwangen Millionen von jungen Menschen in unsichere Lebens- und Arbeitsverhltnisse. Young European Left, das im Sommer gegrndete Netzwerk linker Jugendverbnde Europas will die verschiedenen Kmpfe und Perspektiven europischer Jugendlicher zusammenbringen und solidarisches Handeln befrdern.


Geburt einer neuen Klasse und neue Widersprche


Die Finanzkrise der 2000er Jahre hat ihren Teil dazu beigetragen, dass Europa immer mehr zu einem Ort der Unsicherheit wird. Die neoliberale Wirtschaftspolitik, vorangetrieben von den europischen Eliten und ihren deutschen Vorkmpfern Wolfgang Schuble und Angela Merkel, hat den Sden Europas zu Grunde gerichtet. Ganz zu schweigen vom Osten, der zum Zeitpunkt der Krise noch den Zusammenbruch des Ostblocks und die Wilden 1990er zu verdauen hatte. Auch die sogenannten Geberlnder haben die Krise mitnichten problemlos berstanden. All das kreierte ein ganz neue noch nicht da gewesene Klasse in Europa: das europische Prekariat. Junge Menschen suchen berall in Europa ihr Glck fern ihrer Lebensmittelpunkte und der ihrer FreundInnen und Familien. Diese Erfahrung hat diese neue Klasse geprgt und als solche geformt. Das Versprechen des Wohlstandes existiert in ihrem Verstndnis nicht ebenso wenig wie die Perspektive auf eine halbwegs sichere Zukunft.


Doch gleichzeitig vollzogen sich auch andere Entwicklungen. Mitten vor unseren Augen hat, befeuert durch die Krise und der aus ihr resultierenden Angst, rechtes Gedankengut und der Hass wieder seinen Weg in die europischen Gesellschaften gefunden. In den Lndern in denen die Krise am strksten wtete, haben nationalistische und faschistische Parteien einen immer strkeren Zulauf bekommen. Im Osten Europas kann man die Antwort des Kleinbrgertums auf die Krise am besten studieren: Die Abstiegsangst und die Erfahrung realer sozialer Abstiege ist fr groe Teile des Kleinbrgertum so unertrglich, als dass sie sich noch selbst htten die Schuld daran geben knnen, wie ihnen die nationalen Eliten jahrelang mit der Phrase, jeder sei seines eigenen Glckes Schmied, eingeredet haben. Andererseits war das System zu mchtig, um real dagegen halten zu knnen. Sie entschieden sich fr einen scheinbar einfachen Weg, um den brckelnden Systemen der postrealsozialistischen markradikalen Oligarchien den Rcken zu kehren. Der Wunsch nach Stabilitt und das Fehlen etablierter konservativer wie wirklich sozialer Krfte, die sich mit der Macht der Oligarchen anlegen, hat beispielsweise Orban in Ungarn oder der PiS in Polen zum Aufstieg verholfen. Auch wenn im Rest Europas andere Ausgangsbedingungen vorherrschen so basierte der Erfolg der neuen Rechten auf hnlichen Gegebenheiten.


Allerdings ist das nicht die einzige Begierde die sich in Europa geregt hat. Viele haben nicht einfache, sondern vernnftige Antworten gesucht. Solche, die in ihrem Sinne sind, solche die ihnen die Hoffnung zurckbringen. Dies war die Stunde neuer linker Bndnisse. In den USA spricht man, wenn es darum geht den richtigen Augenblick, zu nutzen vom Momentum. Dieses Momentum haben SYRIZA und Podemos fr sich beansprucht, in dem sie den Kampf um Hegemonien mit den richtigen Themen aufnahmen. Der so oft verschriene linke Populismus hat die Menschen in Griechenland und Spanien mobilisiert, fr den Kampf um ihre eigene Zukunft. Kein Wunder, dass gerade junge Menschen, die am wenigsten zu verlieren haben, am eifrigsten beim Aufbau dieser Bewegungen mitgewirkt haben.


Ausgangsbedingungen in den verschiedenen Regionen Europas


Die NEOLAIA SYRIZA, der griechischer Schwesterverband der linksjugend [`solid] erfuhr beispielsweise einen unglaublich starken Zulauf von Schler*innen, Student*innen und jungen Arbeiter*innen. Diese wollten sich vorrangig in der Stadteilarbeit und den Solidarittsnetzwerken engagieren und haben sich deshalb bei Solidarity4all und dem Roten Radio Athen gemeldet, um anderen in ihrer Not zu helfen. In diesen Tagen konnte man den Aufbruch frmlich in der Luft spren, wenn man mit dem Genoss*innen am Syntagma Platz stand oder durch die Straen von Exarchia ging. Ebenso war es in Spanien, wo vor allem junge Menschen sich geweigert, haben aus ihren Husern auszuziehen und anderen dabei halfen, ihre Wohnungen zu behalten. Auch diese Erfahrung hat sie zusammengeschweit.


Nun kmpfen sie einen neuen Kampf, den Kampf um die Hegemonien in ihren Lndern. Auch wenn sie es geschafft haben, zu einer groen Bewegung aufzusteigen um sich Gehr zu verschaffen, so liegt das schwerste Stck vor ihnen. Und ganz egal wie man zur Entwicklung der SYRIZA der letzten Jahre stehen mag, eines sollte man dennoch beachten: SYRIZA ist bereits zwei Stufen weiter, als die Diskussionen die wir in Deutschland fhren. Whrend wir noch berlegen, welche Themen wir bei den nchsten Wahlen setzen und was wir damit erreichen knnen, steht SYRIZA vor der konkreten Aufgabe der Fhrung eines Staates. Diese mchte ich an dieser Stelle nicht bewerten sondern darauf hinweisen, dass diese Erfahrung einen groen Wert fr die linke Bewegung in Europa bedeuten kann. Im positiven, wie im negativen Sinne. Deswegen ist es gerade fr junge Linke wichtig, von dieser Erfahrung zu profitieren.


Doch nicht nur der Kampf der linken Parteien und Bewegungen aus dem Sden Europas ist uns wichtig sondern auch der in Mittel- und Nordeuropa. Dort hingegen lief die Entwicklung anders ab. Das Versprechen auf Wohlstand wich langsam der Realitt der Austeritt. Es war kein klarer Bruch wie im Sden Europas, sondern eine schleichende Verarmung ganzer Bevlkerungsschichten. Sie verlief ganz im Stillen, in den Wohnungen und Husern, direkt nebenan. Dies machte es nicht nur fr uns, sondern auch fr die finnische und dnische Linke schwierig, die Abgehngten dieser Gesellschaft anzusprechen. Was aber der jungen linken Bewegung in diesen Lndern einen neuen Drive gegeben hat, war das Ankommen der Refugees. Dieses neue Projekt des Kampfes um soziale Gerechtigkeit und gegen nationalen Populismus, hat Vielen einen neuen Ansporn gegeben, in linken Organisationen aktiv zu werden. Die skandinavischen Jugendverbnde, allen voran SUF (Socialistisk Ungdoms Front) haben eigene Fluchtrouten organisiert und sich untereinander vernetzt, um Refugees die Mglichkeit zu erffnen sicher nach Norwegen, Schweden und Finnland zu kommen. Dabei arbeiteten sie nicht selten mit linksjugend [solid] zusammen.


Der Osten Europas war seit den 1990ziger Jahren ein schweres Pflaster fr Linke. Es war immer schwer, in den Ex-Mitgliedslndern des Warschauer Paktes linke Partnerorganisationen zu finden. Doch in den letzten Jahren regt sich auch hier eine Bewegung der Hoffnung. In Polen schauen wir hoffnungsvoll auf Razem, die neue junge plurale linke Partei nach dem Vorbild Podemos', die diese Hoffnung schrt. Doch leicht wird es auch fr sie nicht werden. Polen, das Land in dem der Anti-Kommunismus Staatsrson ist, ist der Kampf fr eine linke Perspektive besonders schwer. Viele der jungen Menschen in Polen versuchen das Land zu verlassen, weil es ihnen entweder kulturell oder wirtschaftlich keine Zukunft bietet  im schlimmsten Fall beides. Doch einige bleiben und nehmen den Kampf gegen den erzkonservativen polnischen Nationalismus auf.



	[image: ]
	Gemeinsam auf dem Weg: Young European Left in Berlin
	

Gemeinsam auf den Weg machen!


All diese Kmpfe und Erfahrungen haben eines gemein. Sie schweien zusammen. Und das Wissen, dass wir diese Kmpfe nicht alleine fhren, gibt uns neue Hoffnung weiter zu machen  gemeinsam weiter zu machen. Zu diesem Zweck wurde dieses Jahr in Berlin die Young Europen Left kurz YEL gegrndet. YEL ist nicht der erste Versuch, linke Jugendverbnde in Europa zusammen zu bringen. In gewisser Weise ist YWL ein Nachfolgeprojekt des alten ENDYL-Netzwerks, das in den 1990er-Jahren von linken Jugendverbnden gegrndet wurde. YEL umfasst ber zehn verschiedener Jugendverbnde der Mitgliedsparteien der Europischen Linken aus ganz Europa. Das Ziel der Arbeit soll zunchst die verstrkte Vernetzung der Verbnde und ihrer Erfahrungen werden. Als erster Schritt in diese Richtung wurde 2014 das internationales Sommer Camp der Linksjugend [`solid] durchgefhrt. Weitere sollen folgen  nicht nur in Deutschland. Dadurch soll nicht nur ein Ort der Begegnung geschaffen werden, sondern eine Institution fr junge Linke, die ein Verstndnis fr die Pluralitt und Vielfalt der Bewegung sowie die Notwendigkeit der Solidaritt erzeugt.


Mit dieser Hoffnung und dieser Perspektive wollen sie die linken Jugendverbnde, die YEL grndeten, gemeinsam auf den Weg machen, Europa umzugestalten. Stck fr Stck, mal in den jeweiligen Lndern, mal in Europa, aber immer gemeinsam!





Julius Zukowski-Krebs ist Bundessprecher bei Linksjugend ['solid] und Mitarbeiter der internationalen Kommission der Linksjugend ['solid].
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